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In eigener Sache! 


Liebe Kameradinnen und Kameraden, Freunde und Förderer nationaler Politik! 


Mit dieser sechsten Ausgabe erscheint der „Lübsche Aufklärer“ nun seit einem Jahr. Nach 
anfänglichen Schwierigkeiten, dieses Politmagazin auf den Weg zu bringen, konnten wir 
dieses Projekt bis heute weiter ausbauen und zu einem beständigen Bestandteil der politi- 
schen Arbeit im Bündnis RECHTS festigen. Dazu haben viele innerhalb und auch außer- 
halb des Bündnis RECHTS mit ihrer aktiven Unterstützung beigetragen, wofür wir uns auf 
diesem Wege bedanken. 

Um den „Lübschen Aufklärer“ als ein neues Politmagazin erst einmal bekannt zu machen, 
haben viele zum Kennenlernen kostenlose Probehefte zugeschickt bekommen. Bitte habt 
Verständnis dafür, daß dieses aus finanziellen Gründen nicht unbegrenzt fortgeführt wer- 
den kann. So wird diese Ausgabe für viele nun das letzte Probeexemplar sein. Wir hoffen 
auf Euer Verständnis und bitten Euch, wenn Ihr weiterhin den „Lübschen Aufklärer“ erhal- 
ten wollt, den „Lübschen Aufklärer“ mittels beigefügtem Bestellschein anzufordern. Förde- 
rer erhalten selbstverständlich auch weiterhin unsere Ausgaben kostenlos zugesandt. Auch 
haben wir nach einem Jahr unter Beweis stellen können, daß wir die Arbeit kontinuierlich 
und zuverlässig durchführen, so daß einer Unterstützung unserer Arbeit durch Abschluß 
eines Abos nichts im Weg stehen sollte. 


Und nun viel Spaß beim Lesen, Eure Redaktion! 


Redaktion: Dieter Kern, Postfach 10 81 09, 23530 Lübeck 
Telefon: 0451 — 621240, Fax: 0451 — 621235 
Redaktionelle Mitarbeiter: Thekla Kosche , Thorsten Thomsen 


Verleger: Bündnis Rechts, Postfach 12 22, 23502 Lübeck 
Druck: Eigendruck im Selbstverla 

Für Anzeigen verantwortlich: Dieter Kern, Postfach 10 81 09, 23530 Lübeck 
Erscheinungsweise: Vorerst alle zwei Monate geplant, abgesehen von 


evtl. Sonderausgaben aus aktuellen Anlässen. 


Wichtiger Hinweis: Der „Lübsche Aufklärer“ ist eine Zeitschrift an Mitglie- 
der des Bündnis Rechts und weitere Sympathisanten. Der „Lübsche Aufklä- 
rer“ dient unter anderem zur Kontaktpflege von Mitgliedern, Freunden und 
Förderern. Der Verkaufspreis beträgt ohne Porto 3,00 DM und dient ledig- 
lich zur Deckung der Herstellungskosten. Alle Mitarbeit erfolgt ehrenamt- 
lich. Anzeigen werden kostenlos veröffentlicht, allerdings würden wir 
uns über eine freiwillige Spende dafür freuen. 


Diese Ausgabe wurde juristisch geprüft und als nicht strafbar eingestuft. 
Wir rufen weder zur Gewalt noch zu Rassenhaß auf. 
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"Das ist der Fluch des ‚unglückseligen Landes, wo Freiheit und 
Gesetz ‚darniederliegt, daß sich die Besten und Edelsten verzehren 

müssen in furchtlosem Harm, daß die für.das Vaterland am meisten 

glühen, gehrandmarkt werden als des Landes Verräter. 

Ludwig Uhland 
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Dichter und Denker / Schauspieler und Künstler: 


Friedrich Ludwig Jahn 


„ Staat und Volk in eins geben erst ein 
Reich, und dessen Erhaltung bleibt das 
Volkstum!“ - schrieb ein großer Deut- 
scher nieder. Dieser große Deutsche 
war Friedrich Ludwig „Turnvater “ Jahn. 
Geboren wurde Friedrich Ludwig Jahn 
am 11. August 1778 in dem Dorf Lanz 
bei Lenzen an der Elbe. Sein Vater war 
ein strenggläubiger, im Volke wurzeln- 
der Landgeistlicher, seine Mutter eine 
Pfarrerstochter. 

Als einen wilden, von unbändigem Be- 
wegungs- und Erlebnisdrang erfüllten 
Dorfjungen müssen wir uns den kleinen 
Jahn vorstellen, der von den zerschos- 
senen und narbenbedeckten Vetera- 


nen des Alten Fritz Schießen, Fechten 
und Reiten, von einem Grönlandfahrer 
Schwimmen lermte, sowie Klettern, 
Fährtenlesen, Laufen und Springen. 
Ohne diese wehrhaften Leibesübungen 
in frühester Jugend hätte es niemals 
den kämpferischen Turner Jahn gege- 
ben. Und ohne die gewaltigen Bil- 
dungskräfte der Luthersprache auch 
nicht den sprachschöpferischen Jahn. 
Aus der Lutherbibel lernte er im vierten 
Lebensjahr auf dem Schoße der Mutter 
das Lesen. Sein Vater gab ihm Pufen- 
dorfs „Taten des großen Kurfürsten“ in 
die Hand. Ein Buch über Leibesübun- 
gen, Religion, Muttersprache und Ge- 
schichte. 

In Salzwedel besuchte er das Gymna- 
sium. In Halle studierte Jahn Theolo- 
gie, Sprache und Geschichtswissen- 
schaft. 1800 erschien seine erste politi- 
sche Schrift „Uber die Beförderung des 
Patriotismus im preußischen Reiche“. 
Sie ist ein Vorläufer des „Deutschen 
Volkstums“. Seine Studien setzte er in 
Jena und Greifswald fort. In Greifswald 
studierte er die nordischen Sprachen. 
Ernst Moritz Arndt wurde sein Lehrer. 
Wegen Verhöhnung des Studenten- 
komments mußte Jahn Greifswald 
verlassen. Mehrere Jahre lebte er als 
Hauslehrer im Mecklenburgischen und 
begann hier seine später in Göttingen 
vollendete sprachwissenschaftliche Ar- 
beit „Bereicherung des hochdeutschen 
Sprachschatzes auf dem Gebiete der 
Sinnverwandtschaft“. In Neubranden- 
burg und Torgelow begann er auch an 
einem „Denkbuch für Deutsche“ und 
am „Deutschen Volkstum“ zu arbeiten. 
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Mit seinen Schülern pflegte er schon 
damals jene bewußte, wenn auch äu- 
ßerlich völlig spielerische und freie 
Körperschulung durch Wandern und 
Schwimmen, Ringen und Springen, 
Stürmen und Verteidigen. 

Anfang des Jahrhunderts wurde die 
Bedrohung Preußens durch Frankreich 
immer größer. 1804 machte sich Na- 
poleon zum Kaiser der Franzosen. 
Nach der Niederlage bei Austerlitz 
(1805) und der Errichtung des Rhein- 
bundes legte Kaiser Franz Il. nach ei- 
nem Ultimatum Napoleons am 6. Au- 
gust 1806 die Krone des Heiligen Rö- 
mischen Reiches Deutscher Nation 
nieder und nannte sich fortan Kaiser 
von Österreich. Am 26. August 1806 
wurde der Nümberger Buchhändler 
Palm, wegen der von ihm verlegten 
Schrift „Deutschland in seiner tiefsten 
Emiedrigung“*, auf Befehl Napoleons in 
Braunau am Inn erschossen. 

Im Sommer 1806 lebte Jahn in Jena, 
um sich auf seine akademische Lauf- 
bahn vorzubereiten. Im Herbst wollte er 
von Jena über den Harz nach Göttin- 
gen wandern. In Goslar überraschte 
ihn das Kriegsgewitter. Im auflodem- 
den Feuer seiner Vaterlandsliebe warf 
er die Feder weg, um das Schwert zu 
ergreifen. In Gewaltmärschen eilte er 
durch Sturm und Regengüsse nach 
Jena zurück. Er wird Zeuge der ver- 
nichtenden Niederlage. Schwerer als 
der grauenvolle Zusammenbruch des 
preußischen Heeres traf Jahn wie alle 
Vaterlandstreuen der Schmachfriede 
von Tilsit. „Es wird - schreibt er 1807 - 
ein anderes Zeitalter für Deutschland 
kommen und eine echte Deutschheit 
aufblühen“. - Dies enthält einen Beweis 
von Jahns heldischer Überwindung der 
Mut- und Hoffnungslosigkeit jener Ta- 
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ge. Aus seinem Gedächtnis schrieb 
Jahn noch einmal in groben Zügen das 
Werk nieder, dessen Handschrift nach 
der Schlacht von Jena verlorengegan- 
gen war - „Deutsches Volkstum“. Die 
Wörter Volkstum, volkstümlich _ und 
Volkstümlichkeit hat es vor Friedrich 
Ludwig Jahn in der deutschen Sprache 
nicht gegeben. Sie sind die schönste 
Frucht seines sprachschöpferischen 
Geistes. 1809 erließ er eine Voranzei- 
ge seines Buches. „Volkstum“ ist ihm 
nicht nur eine weltgesetzliche „Eini- 
gungskraft“. „Es ist das Gemeinsame 
des Volkes, sein innewohnendes We- 
sen, sein Regen und Leben, seine 
Wiedererzeugungskraft, seine Fort- 
pflanzungsfähigkeit.“ Unübersehbar ist 
die Fülle seiner Emeuerungsvorschlä- 
ge für die Einrichtung eines neuen 
deutschen Reiches, für Volkserziehung 
und Sprache, Geschichte und Leibes- 
übungen, für Sitte und Brauchtum, für 
die Ehr- und Wehrhaftmachung des 
gesamten Volkes gegen den Unter- 
drücker. 

Ende 1809 war Jahn in Berlin als Leh- 
rer der Plamannschen Anstalt tätig. 
Dort traf er mit einem jungen Deut- 
schen zusammen, der für Volk und 
Vaterland gleich entflammt war und be- 
reit war sein Leben für die Befreiung 
Deutschlands einzusetzen - Friedrich 
Friesen. Mit Friesen gründete Jahn 
noch im Jahre 1810 den „Deutschen 
Bund“. Schutz und Schirm wider offen- 
bare Knechtschaft, Kampf für die Ein- 
heit unseres zersplitterten und ge- 
trennten Volkes war sein Zweck. Nichts 
anderes war auch der Zweck der 
Gründung des Turnplatzes in der Ha- 
senheide im Jahre 1811. Die Wörter 
Turner, Turnen, Tumplatz stammen 
von Jahn. Neben den Tumplätzen 
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richtete Jahn Thingplätze ein. Unter 
dem Thingbaum begeisterte er seine 
Tumer durch seine Redegewalt für das 
größere Vaterland, für Gemeinnutz, 
Freiheit, Sittenreinheit, Einfachheit und 
Selbstgenügsamkeit. 

Im Sinne seines Deutschen Bundes 
wünschte Jahn einen Zusammen- 
schluß aller deutschen Studenten zu 
einer großen Burschenschaft. Mit Frie- 
sen arbeitete er die Satzungen für eine 
solche Gründung aus und trug sie dem 
Rektor der Berliner Universität, dem 
Philosophen Fichte, vor. Von denen, 
die zum Widerstand gegen die napo- 
leonische Fremdherrschaft aufriefen, 
war Jahn einer der Unermüdlichsten. 
Nicht ohne Lebensgefahr war dies un- 
ter den Augen der französischen 
Machthaber möglich. Bei der Vereidi- 
gung der Lützower in der Kirche zu 
Rogau am Zobten stand er vor dem 
Altar, sein Schwert bildete mit dem ei- 
nes Offiziers das Kreuz. Ein ganzes 
Bataillon brachte er allein zusammen, 
übte es ein, bewaffnete und kleidete es 
mit Hilfe seiner Freunde. 

In der Völkerschlacht bei Leipzig vom 
16. bis 19. Oktober 1813 wurde Napo- 
leon von verbündeten preußischen, 
russischen, Österreichischen und 
schwedischen Truppen vemichtend 
geschlagen und flieht über den Rhein. 


Friedrich Ludwig Jahn kehrte nach 
Berlin zurück. Unter den Turnem, die 
ihn auf der Hasenheide begrüßten, 
fehlten die besten. Auch Friedrich Frie- 
sen war gefallen. Dem Heldengeist der 
Lützower verdankt das Turnwesen die 
stürmische Entwicklung, die nun ein- 
setzte. In allen Gauen entstanden 
Tumplätze. Jahn heiratete seine große 
Liebe Helene Kollhof, eine Mecklen- 
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burgerin, die ihm einen Sohn und zwei 
Töchter schenkte. In Berlin gründete 
Jahn die „Gesellschaft für deutsche 
Sprache“, zu deren Hauptförderern ne- 
ben Amdt und Ludwig Uhland der Phi- 
losoph Carl Christian Friedrich Krause 
gehörte. 

1816 erscheint Jahns „Deutsche Turn- 
kunst“. Tumer und Lützower bildeten 
jetzt auf den Universitäten den Kern 
der im Sinne der Jahnschen Einheits- 
idee 1815 in Jena gegründeten „Bur- 
schenschaft“‘. Die Versprechen der Ob- 
rigkeiten in der Not der Befreiungskrie- 
ge wurden in Preußen wie in den ande- 
ren deutschen Staaten nicht erfüllt. Alte 
Verhältnisse wurden wieder hergestellt. 
Es kam nicht zu der ersehnten deut- 
schen Reichsgründung. Unter den 
Studenten wuchs die Erregung über 
diesen Wortbruch. Sie fühlten sich um 
den Preis ihrer Opfer in den Befrei- 
ungskriegen betrogen. 

Friedrich Ludwig Jahn machte sich 
zum „freiwilligen Sprecher‘ der Nation 
und kämpfte in diversen Vorlesungen 
für die Einheit Deutschlands. Um so 
eifriger waren bestimmte Kreise darin 
bemüht, Jahn, der die höchst gefährli- 
che Lehre der „Deutschen Einheit“ un- 
ters Volk brachte, zu beseitigen. Im 
Frühjahr 1819 durfte der Tumplatz an 
der Hasenheide nicht wieder eröffnet 
werden. Als der Burschenschaftler K. 
L. Sand den Dichter Kotzebue ermor- 
dete, versuchte man Jahn dafür ver- 
antwortliich zu machen. Nichts konnte 
Metternich und seinen Unterdrückern 
gelegener kommen. Jahn wurde ver- 
haftet und auf die Festung Spandau 
gebracht, später nach Küstrin. Der An- 
trag des Dichters Hoffmann, der als 
Kammergerichtsratt der Untersu- 
chungskommission angehörte, Jahn 
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unverzüglich freizulassen, da alle An- 
klagepunkte jeglicher Grundlage ent- 
behrten, wurde mit dessen Verban- 
nung auf die Festung Kolberg beant- 
wortet. Erst 1824 (inzwischen waren 
seine beiden Töchter und seine Frau 
gestorben) verurteilte ihn das Oberlan- 
desgericht in Breslau zu zwei Jahren 
Festung. Jahn legte sofort Berufung 
ein und verfaßte eine stolze und trotzi- 
ge Selbstverteidigung. Das Oberlan- 
desgericht in Frankfurt a. ©. sprach ihn 
im Jahre 1825 frei. Seine Rechte wur- 
den ihm jedoch eingeschränkt, er 
durfte sich nicht in einer Universitäts- 
oder Gymnasialstadt niederlassen und 
wurde unter Polizeiaufsicht gestellt. 
Schwer kränkte es Jahn, daß ihm noch 
immer die Aushändigung des Eisernen 
Kreuzes aus politischen Gründen ver- 
weigert wurde. 

Erst nach Friedrich Wilhelms Ill. Tode 
wurde die Schmach der Polizeiaufsicht 
und die Beschränkung der Wahl seines 
Aufenthaltsortes von ihm genommen. 
Das Eiserne Kreuz wurde ihm ausge- 
händigt, die Turnsperre aufgehoben. 
Eine königliche Kabinettsorder machte 
das Turnen zum notwendigen und un- 
entbehrlichen Bestandteil der männli- 
chen Erziehung. Der Turnvater Jahn 
stand plötzlich wieder im Mittelpunkt 
der Öffentlichkeit. Jahn war jedoch zu 
stolz, nach Berlin zurückzukehren. Er 
lehnte sogar fast alle Einladungen zu 
Turn- und Erinnerungsfesten ab. 


umkehrbar 'eingetreten. H.H-H: 
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Dann kam das Revolutionsjahr 1848. 
Unter den Männern aus allen deut- 
schen Gauen, die in der Frankfurter 
Paulskirche das Zweite Reich errichten 
wollten, war auch der siebzigjährige 
Friedrich Ludwig Jahn. In jenen Tagen 
schieb er seine unvergleichliche 
„Schwanenrede* nieder, deren Kern- 
satz wir an den Beginn dieses Lebens- 
abrisses stellten. Jahn war schwer 
enttäuscht, als der preußische König 
die Kaiserkrone ablehnte. 


Am 15. Oktober 1852 starb Friedrich 
Ludwig Jahn in Freyburg a. d. Unstrut. 


Als Künder des deutschen Volkstums, 
Mehrer der deutschen Sprache und 
politischer Turner verdient Friedrich 
Ludwig Jahn einen Ehrenplatz in dem 
Lebensbuch großer deutscher Männer. 


Gerade in der heutigen Zeit, wo alles 
völkische verteufelt und zerstört wird, 
sollten wir uns an folgende Worte 
Friedrich Ludwig Jahns erinnern: 


Der Staat kann untergehen, wenn 
das Volkstum erhalten bleibt, kann 
alles wiedergewonnen werden. Ist 
das Volkstum vernichtet, dann ist 
alles verloren. 

Quelle: 

Die Großen Deutschen / Neue Deut- 
sche Biographie - Zweiter Band 1943 
Propyläen — Verlag Berlin O 


Ein "Volk, das. nicht. mehr. auf seine. Dichter und Denker, auf 
seine geistige Elite ‚hört, geht unter. | 


Dieser. Zustand: ist für das deutsche) Volk durch seine Gut-. 
gläubigkeit und. die Raffinesse seiner Todfeinde scheinbar un- 
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CD - Besprechungen 


Von Thorsten Thomsen 


Frank Rennicke — „hautnah“ 


Mit seiner aktuellen Doppel -— CD 
hautnah hat der allseits bekannte, na- 
tionale Liedermacher Frank Rennicke 
endlich eine Lücke in seinem Gesamt- 
werk geschlossen, die sicherlich für 
manchen in seiner generationenüber- 
greifenden Anhängerschaft zu klaffen 
schien. 

Denn durch hautnah bekommen auch 
jene, denen es bisher nicht vergönnt 
war, einen „Live“ — Auftritt des 
volkstreuen Liedermachers mitzuerle- 
ben, einen Eindruck von dem Erlebnis, 
welches das Zusammenspiel von Ren- 
nickes leidenschaftlich dargebotenem 
Liedgut mit seinen nachdenklichen, 
humorvollen oder kabarettistischen 
Zwischenansagen darstellt. = 
Neben bekannten Liedern, wie Über 
Länder, Grenzen, Zonen, Das 
Schnüfflerlied, Birthday in April oder 
Hoffmann — von - Fallersleben - In- 
terpretationen, wie Deutsche Ver- 
zweiflung und Die Stammtischbrüder, 
gibt Rennicke auf hautnah auch neue 
bzw. bisher unveröffentlichte Stücke 
zum besten. Hier zu nennen ist z.B. 
Diese Rasse ist klasse, ein besonders 
freches und zum Schmunzeln anre- 
gendes Lied, das Staatsanwälte, VS — 
Männer sowie andere Systemschergen 
unbedingt bis zum Schluß hören sollten 
und das Zeug zu einem neuen Mitsing 
— Hit a la „Adis Ehrentag“ hat. Ebenso 
gehören dazu Stoßseufzer eines Poli- 
zisten, ein ausnahmsweise mal nicht 
polemisch gemeintes Lied über die 
„rreunde und Helfer“ in Grün oder 


Nümberg 1945 / 46, die Vertonung ei- 
nes Gedichtes von Rudolf Heß. 
Deutlich wird, daß hautnah die Stim- 
mung und Begeisterungsstürme, die 
auf Rennicke — Konzertveranstaltun- 
gen allgemein vorherrschen, exzellent 
herüberbringt. Die bissigen, hinter- 
gründigen, aber oftmals auch nach- 
denklich stimmenden Zwischenansa- 
gen des patriotischen Klampfenbarden 
Nummer Eins wenden sich wie gehabt 
gegen Gesinnungsterror, antideutsche 
Exzesse und Systemdruck. Sie spre- 
chen dabei jedem volkstreuen Zuhörer 
aus der Seele und verleiten einen nicht 
selten zu verschmitztem Schmunzeln. 
Bezeichnend für diese „saubere Repu- 
blik“ ist, daß in Rennickes Ansagen der 
Name eines ganz bestimmten, un- 
längst verstorbenen Säulenheiligen 
des BRD - Establishments nachträg- 
lich per Piepton übertüncht werden 
mußte. Jedoch weiß jeder einigerma- 
ßen mitdenkende Zeitgenosse, um wen 
es sich dabei handelt, zumal das „I“, 
der Anfang seines Vornamens, vom 
Überpiepsen verschont bleibt. 
Abschließend ist zu sagen, daß Frank 
Rennicke mit hautnah seine Stellung 
als einer der bedeutendsten, beliebte- 
sten und begabtesten Künstler im na- 
tionalen Musikbereich wieder unter 
Beweis stellt und der Einschätzung des 
baden — württembergischen Landes- 
amtes für „Verfassungsschutz‘, eine 
„wichtige Integrationsfigur* innerhalb 
der volkstreuen Bewegung zu sein, 
mehr als gerecht wird. 
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Infos und Bestellungen über: Frank 
Rennicke, Postfach 1145 in 71135 
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Ehningen, E-Post: 
Rennicke8s@gmx.net U 


Carpe Diem - „Frei geboren“ 


Ein neuer Stern leuchtet auf am 
Rechtsrock — Himmel! Die Band Carpe 
Diem hat mit Frei geboren ihr Erst- 
lingswerk herausgebracht und setzt 
neue Grenzen im patriotischen Musik- 
bereich. Szenekennern sind die vier 
sympathischen Schwaben schon von 
Interviews mit der „Deutschen Stimme“ 
und „RockNORD“ bekannt, doch Frei 
geboren dürfte alle bisherigen Erwar- 
tungen übertreffen. Die mit sechs Lie- 
dern bestückte, als „Demo — CD* titu- 
lierte, jedoch technisch und musika- 
lisch hochqualitative Silberscheibe ist 
so aufgemacht, daß jeder kritische Be- 
obachter des Weltgeschehens seine 
wahre Freude daran hat: Vorne drauf 
prangt eine durchgestrichene_ Illumi- 
naten — Pyramide. Innen findet man 
das UNO - Emblem, die Victory — Fin- 
ger, das Dollarzeichen und den fünf- 
zackigen Stern, versehen mit dem 
Spruch: „Wir kennen eure Zeichen... 
wir wissen, wer ihr seid.“ 

Im gleichen Sinne kommt dann auch 
schon das erste Stück, Frei geboren, 
daher. Textlich geht es um Verschwö- 
rung, Geheimbündelei und das Ge- 
genbild des freien Menschen, das von 
Carpe Diem propagiert wird. 

Das zweite Lied, Feinde unter uns, 
spricht ein ebenso ernstes wie leidiges 
Thema innerhalb des nationalen La- 
gers an: Spitzel, Schnüffler und Provo- 
kateure in den eigenen Reihen. Mögen 
die warnenden Worte von Carpe Diem 
zu mehr Achtsamkeit und Vorsicht ver- 
anlassen! 


Die Hauptrolle im nächsten Titel, 
Staatsschutz — Ska, spielen die „all- 
seits beliebten“ Herren (und vielleicht 
auch Damen), welche schon so man- 
chem Patrioten früh morgens zum Ver- 
hängnis wurden. Mit einer gehörigen 
Portion Humor und klaren Aussagen 
nimmt sich die Band dieser Problema- 
tik an. 

Lied Nummer vier ist eine „Coverversi- 
on“ des Skrewdriver — Klassikers Our 
Pride is our Loyalty. Stolz auf die Treue 
zu seinem Land — natürlich auch ein 
Thema für die Jungs aus Süddeutsch- 
land! 

Das nächste Stück, Idealist, spricht die 
Tugend des Idealismus an, die früher 
einmal bei den Deutschen hoch im 
Kurs stand, zur Zeit jedoch leider in 
Vergessenheit geraten ist. Das Lied ist 
all jenen gewidmet, die heutzutage 
trotzdem Unannehmlichkeiten in Kauf 
nehmen, um einer höheren Sache zu 
dienen. 

Das sechste und letzte Lied des Ton- 
trägers, Kinder des Nordens, ist eine 
Hommage an das germanische Hei- 
dentum, das von der Band bewußt 
überspitzt der christlichen Moral ge- 
genübergestellt wird. Carpe Diem 
selbst dazu: „Wir möchten damit aus- 
drücken, daß bei den germanischen 
Völkern früher einmal Werte wie z. B. 
Gemeinschaftsdenken oder Familien- 
sinn selbstverständlich waren, daß sie 
sich keinem rachsüchtigen, egozentri- 
schen Gott aus Vorderasien unterwer- 
fen, sondern in freier Selbstbestim- 
mung ihr Leben gestalten wollten.“ 


Musikalisch wird solider, spielerisch 
gekonnter und größtenteils sehr melo- 
diöser Rechtsrock geboten, der durch- 
aus mit den Darbietungen etablierterer 
Bands mithalten kann, ja sogar in vie- 
len Fällen wesentlich besser ist. Jeder, 
der sich Frei geboren einmal angehört 
hat, wird begeistert sein und gespannt 
auf die Veröffentlichung der ersten Voll 
—- CD von Carpe Diem warten. 


Infos_& Bandkontakt: Initiative IDM, 
Postfach 10 06 38, 73706 Esslingen 


Internet: http://www.i-idm.de/carpe- 
diem 


Übrigens hat Carpe Diem die Initiative 
IDM (Identität durch Musik) ins Leben 
gerufen. Im Internet ist dazu zu lesen: 


„Wir, die Musiker der Band Carpe 
Diem, haben im September 1999 die 
Initiative IDM ins Leben gerufen. 

Unsere Idee war es, eine gemeinsa- 
me Basis für systemkritische Musi- 
ker zu schaffen, die mit Musik auf 
gesellschaftlichee Probleme und 
Mißstände aufmerksam machen und 
zur Diskussion darüber anregen 
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wollen. Hierbei wollen wir uns nicht 
auf Randgruppen beschränken, 
sondern ganz offen auf jeden musik- 
und politikinteressierten Menschen 
zugehen und zur Diskussion auffor- 
dern. 

Unser Vorbild ist hierbei die franzö- 
sische Musikerbewegung „RIF“. Sie 
umfaßt Bands der verschiedensten 
Musikrichtungen, deren Musiker 
sich alle für Meinungsfreiheit und 
für den Erhalt nationaler Unabhän- 
gigkeit und Identität stark machen. 
IDM — „Identität durch Musik“ ver- 
sucht in Deutschland den selben 
Weg zu gehen wie RIF — „Rock Iden- 
titaire Francais“ in Frankreich. 

Der Meinungsaustausch zwischen 
Politik- und Musikinteressierten aller 
möglichen Richtungen wird in unse- 
rem Forum möglich. Kontakt ist er- 
wünscht! 

Bands und Musiker, die sich mit ih- 
ren politischen Ansichten allein ge- 
lassen und sich von unserer Idee 
angesprochen fühlen, können sich 
jederzeit anschließen. 

Inhalte zählen, nicht Äußerlichkei- 
ten!“ O 


Sampler — Wir sind wieder da Vol. 1 & Vol. 2 


Von Dennis Entenmann 


Hier sind zwei neue Sampler von Wo- 
tan Records, welche mit 16 (Vol. 1) und 
14 (Vol. 2) Lieder bestückt sind. Ge- 
boten wird hier feinster Rechtsrock von 
Landser, Endstufe, Kraftschlag, Boots 
Brothers, Legion Ost, Entwarnung, 
Reichssturm, Dragoner, Hauptkampfli- 
nie, Doitsche Patrioten, 08/15, Volks- 
verhetzer, Sturmtruppen, Scheinheilige 
Brüder, Soldiers of Freedom, Spreege- 
schwader und Triebtäter. 


Manche Lieder sind schon von ande- 
ren CD’s bekannt und wurden hier 
nochmal in legaler Version veröffent- 
licht. Zwei Sampler, die sich auf jeden 
Fall lohnen, wenn man die „Härten — 
Versionen“ nicht hat. Die Lieder von 
Vol. 1 sind auch bekannt durch den 
leider indizierten Sampler „Die Deut- 
schen kommen“. Ein Fehlkauf ist es 
jedenfalls nicht. O 
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Nationalpolitische Organisationen: 


VOLKSBUND DEUTSCHES ReıcH (VBDR) 


Zur Einigung des Deutschen Volkes in seinem Rechtsstaat: 
dem Deutschen Reich 


Von Klaus Huscher 


Der Bitte von Herm Dieter Kern, über 
den „Volksbund Deutsches Reich“ 
(VBDR) zu berichten, komme ich gerne 
nach, wobei der Brief von Thekla Ko- 
sche an Herm RA Horst Mahler in der 
März-2000-Ausgabe des „Lübschen 
Aufklärers“ den Weg des Verständnis- 
ses dafür schon erheblich geebnet hat. 
Außerdem scheint mir die Aussage 
des „Bündnis Rechts“ — und das als 
Wählergemeinschaft (keine Parteil) — 
geradezu eine Vorwegnahme dessen 
zu sein, was der „Volksbund Deutsches 
Reich“ gemäß der geltenden Rechtsla- 
ge vom 22.Mai 1945 abends, von sei- 
nen Wählern und etwaigen künftigen 
Reichstagskandidaten fordern muß: 
eben diese Einhaltung der Rechtslage 
vom 22.Mai 1945, abends! 

Diese Rechtslage ist das rechtliche 
Fundament des „Volksbundes Deut- 
sches Reich (VBDR). Dabei ist nicht 
gefragt, ob diese schön oder unschön 
sei, sondern ganz schlicht gesagt, daß 
sie die letzte legitime Rechtslage ist, an 
die alles anknüpfen muß, was An- 
spruch auf rechtliche Beachtung erhe- 
ben will! 

Diese Rechtslage zu bestätigen oder 
abzuänder, auf jeden Fall sie aber zu 
aktualisieren, ist allein Sache des deut- 
schen Volkes bzw. seiner legitimen 
Volksvertretung, dem Deutschen 
Reichstag! Dieser setzt Reichstagsab- 


geordnete, diese Reichstagskandida- 
ten voraus. Diese sieht der VBDR in 
Personen gegeben, die sich in der 
Vergangenheit — aus eigenem Antrieb 
— für das Deutsche Reich, das deut- 
sche Volk, dessen Wirtschaft, Handel, 
Industrie, Kunst, Wissenschaft usw. 
eingesetzt haben. Der VBDR ist der 
Auffassung, daß sich in dem sicher 
lange währenden Kampf der Aufklä- 
rung um die guten Rechtspositionen 
des deutschen Volkes, viele Mitkämp- 
fer des VBDR durch ihren Einsatz zu 
Reichstagskandidaten profilieren wer- 
den. 


Nationales 1 Info - Telefon 


eine dee Nationalen. und: 
 Volkstreuen Widerstandes“ - 


089-134 764 


Der VBDR versteht sich daher als eine 
im Vorfeld des Deutschen Reichstages 
tätige Wahlplattform. Er hat keine par- 
teipolitischen Ziele. Er wird auch getra- 
gen von dem Gedankengang: Wer 
nicht legal handelt, ist unseres Ver- 
trauens unwert! Das beginnt späte- 
stens mit der völkerrechtswidrigen 
„Verhaftung“ der Reichsregierung am 
23. Mai 1945 durch die Alliierten! Dar- 
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auf baut — auch spätestens — alles Un- 
recht auf! 

Ab diesem Zeitpunkt leben wir in einem 
Interregnum. Die Reichsverfassung 
wurde nie aufgehoben, das von den 
Alliierten „befohlene“ sogenannte 
„Grundgesetz“ wurde nie vom 
deutschen Volk durch eine Volksbefra- 
gung angenommen! 

Die „Haager Landkriegsordnung“, als 
Teil des geschriebenen Völkerrechts (= 
gemäß Artikel 4 Reichsverfassung 
geltendes Reichsrecht), besagt in ih- 
rem Artikel 43, daß eine Besatzungs- 
macht die Landesgesetze zu beachten 
hat, und in Artikel 45, daß vom Be- 
setzten der Treueid nicht verlangt wer- 
den darf, - was über den „Eid“ auf das 
sogenannte „GG“ umgangen wird, das 
außerdem über den Artikel 139 keine 
demokratische Verfassung, sondern 
eine ausländische Diktatur darstellt, 
und außerdem widersprüchlich in sei- 
nen Artikeln 3 und 139 und daher ei- 
nen Meineid begründend ist! 

Wie sehr die vorerwähnte Rechtslage 
in unserer Gedankenwelt Ordnung 
schaffen kann, sei an Thekla Kosches 
Brief an RA Mahler dargetan: T.K.: „Mit 
der Frage nach einer rechtmäßigen 
Verfassung für das deutsche Volk und 
dem Wiederherstellen der Handlungs- 
fähigkeit des Deutschen Reiches ha- 
ben sich seit dem Krieg schon viele 
Menschen befaßt. So auch der in unse- 
rer Arbeitsgemeinschaft zusammenge- 
schlossene Personenkreis. Der Aus- 
gangspunkt unserer Überlegungen 
war, daß eine wie auch immer geartete 
rechtmäßige Verfassung für das ge- 
samte deutsche Volk legitimiert sein 
muß. Mit dieser Forderung nach dem 
Mandat des Volkes für seine Verfas- 
sung unterscheidet sich dieses Kon- 


zept von einigen vorherigen Bemühun- 
gen diverser Personen und Gruppen, 
das Deutsche Reich mit seiner Verfas- 
sung als Rechtssubjekt wieder herzu- 
stellen. (...) Der bisherige Fehler auf 
eine aktive Legitimation und Öffentlich- 
keitsarbeit zu verzichten, sollte unbe- 
dingt vermieden werden. Denn die 
Wiederherstellung einer rechtmäßigen 
deutschen Verfassung mit der daraus 
folgenden Einsetzung einer legitimen 
Reichsregierung ist ein zu wichtiger 
Schritt, als daß riskiert werden dürfte, 
daß diese als politisches Randphäno- 
men verpufft.“ 

Es ist sehr erfreulich, daß einmal ge- 
sagt wird, daß 1.) eine Verfassung vom 
Volke angenommen sein muß, wie es 
die nie außer Kraft gesetzte Reichs- 
verfassung von 1919 ist, und 2.) Expe- 
rimente, die das Thema Reich als zu 
einem Randphänomen zu werden, 
gefährden, zu unterbleiben haben. 

Zu 1): Damit ist gesagt, daß sowohl 
das sogenannte „Grundgesetz“, und 
die „Verfassung der DDR“, wie die 
„Notverfassung der Ostdeutschen Län- 
der“ und ähnliche Erzeugnisse als 
Verfassungen, d.h. als Gesetzesrah- 
men, ausscheiden, und eine Prüfung 
verlange, inwieweit sie den 88 des 


Reichsstrafgesetzbuches, z.B. wegen 
Hoch- und Landesverrat, verfallen sind. 


nr ! Neue. Rufnummer m € 
‚Info - ‚Telefon 
‚Rheinland 


11- ‚610 83 04 


Damit sind aber gleichzeitig die Über- 
legungen des Kreises um Thekla Ko- 
sche bezüglich der darin genannten 


inspirierenden „Rechtsgrundlage“ ent- 
blößt: „Als gedankliche Anregung für 
Sie und Herrn Oberlercher möchten 
wir dieses Konzept kurz vorstellen. In- 
spiriert waren wir von dem Artikel 146 
des Grundgesetzes, welcher die Gel- 
tungsdauer dieses Besatzungsstatutes 
bis zu dem Tag festlegt, an dem sich 
das Deutsche Volk in eigener und freier 
Entscheidung eine rechtmäßige Ver- 
fassung gibt.“ 

(Eine $0jährige Erfahrung zeigt, daß 
das deutsche Volk bis dahin aufgrund 
der Ausplünderung und rassischer 
Auflösung nicht mehr existieren wird; 
siehe auch die geheime Kanzlerakte 
vom 21.5.1949). 

Thekla Kosche fährt fort: „Uns ist dabei 
klar, daß ausschließlich die freie Ent- 
scheidung des Volkes für die eigene 
Verfassung die Legitimation dafür sein 
kann und somit als Grundlage dieser 
Legitimation nur die Gesamtheit des 
deutschen Volkes als aktives Subjekt in 
Frage kommt. Unsere Nachforschun- 
gen ergaben, daß es keine weiteren 
Bestimmungen darüber gibt, wie dieser 
Entscheidungsprozeß aussehen soll. 
Wir kamen zu dem Ergebnis, daß es 
sich hierbei in der Praxis um einen 
Volksentscheid handeln muß, der je- 


doch nicht von der Besatzerregierung 
initiiert und durchgeführt werden darf, 
sondern vom Volk selbst organisiert 
werden muß.“ 

Auch hier ist, bis auf die Bezugnahme 


auf den sogenannten „Artikel 146“ 
„GG“, das folgerichtige Denken zu be- 
grüßen. Völlig richtig die Feststellung, 
daß eine Volksmaßnahme, bei Thekla 
Kosche der Volksentscheid, bei Klaus 
Huscher der VBDR als Wahlplattform, 
nicht von der Besatzerregierung initiiert 
werden darf! Unser Volk ist nach dem 
Völkerrecht sogar so frei, daß es neue 
Streitkräfte unter neuer Führung auf- 
stellen kann! Wir haben keinen Frie- 
den, sondern nur Waffenstillstand! 

Nur zwei Fragen: Was treibt uns denn 
zu einer „neuen Verfassung“, wenn wir 
eine gültige, nur durch Völkerrechts- 
bruch und Machtmißbrauch der Besat- 
zer nicht angewendete Reichsverfas- 
sung haben? Haben wir überflüssige 
Energien? Oder wollen wir Gefahr lau- 
fen über Verfassungsexperimente das 
Reich zum Randphänomen zu ma- 
chen? 

Bedenken wir: Thekla Kosche hat in 
dieser Beziehung Herrn Oberlercher 
angesprochen, der ein Befürworter ei- 
ner neuen Verfassung ist, - und so wird 
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das Thema Reich mit dem Thema 
Verfassungsänderung unerlaubt ver- 
quickt! Herr Oberlercher hat einmal in 
einer Versammlung richtig geäußert: 
„Wir befinden uns heute verfassungs- 
rechtlich noch im Dritten Reich.“ Das ist 
richtig, und an diesem Beispiel wird 
deutlich, daß wir auch Fragen der 
Priorität zu beachten haben! 

Hier wird die Prioritätsfrage zwischen 
den Themen Reich und neuer Verfas- 
sung deutlich, denn eine neue Verfas- 
sung bedarf wie Thekla Kosche richtig 
ausführt, der Legitimation des ganzen 
deutschen Volkes! Und dazu muß erst 
einmal über Reichstagskandidaten der 
Weg für Reichstagsabgeordnete be- 
reitet sein, denn das alles ist, wie die 
Wahl des Herrn Reichspräsidenten 
durch das Volk, Voraussetzung der von 
Thekla Kosche genannten Reichsre- 
gierung! Der neue Reichstag kann sich 
dann mit einer neuen Verfassung be- 
schäftigen — die trotz allem wieder die 
Zustimmung des gesamten Volkes 
braucht. 

Es ist noch darauf hinzuweisen, daß 
die Rechtslage vom 22. Mai 1945, 
abends, nicht allein von der Reichs- 
verfassung abhängt, sondern auch von 
der sonstigen Gesetzgebung. Wer hier 
nachprüft, wird leicht feststellen, daß 
der auch von Thekla Kosche genannte 
RA Hoffmann, mit seinem 4. Teildeut- 
schen „Staat“, weder dieser Rechtsla- 
gen entspricht, noch seine „Notverfas- 
sung“ vom deutschen Volke ange- 
nommen wurde! 

Der „Reichstag“ von Manfred Roeder, 
der erstmals 1975 in Flensburg statt- 
fand, war ein Appel an Reichs- 
deutschland, und ich wählte ihn damals 
mit als „Sprecher“ dieser Erinnerungs- 
veranstaltung. Etwas anderes war die- 


ser „Reichstag“ nicht! Und hier ist wie- 
der die Gefahr aufzuzeigen, die sich 
ergibt, wenn man Reichsbegriffe nicht 
sorgfältig genug hütet - , wie es bei 
Manfred Roeder dann mit dem Begriff 
„Reichsverweser“, und kürzlich in Leip- 
zig mit dem Begriff „Reichsstatthalter“ 
geschah! Hier sind die Ausführungen 
von Thekla Kosche nicht hoch genug 
zu bewerten! Frau Kosche zitiert Horst 
Mahler: „Sie schreiben: Es ist Gefahr 
im Verzuge. Die Handlungsfähigkeit 
des Deutschen Reiches muß _ jetzt 
schnellstens wiederhergestellt werden, 
weil anders die Krise nicht zu meistern 
ist. In Artikel 146 GG ist bestimmt, daß 
dieses — von den westlichen Besat- 
zungsmächten aufgezwungene — Re- 
gelungswerk an dem Tag außer Kraft 
tritt, an dem das Deutsche Volk in freier 
Selbstbestimmung eine Verfassung 
beschließt. Dieser Tag wird nur kom- 
men, wenn sich das Deutsche Volk 
friedlich erhebt, um sein Recht auf 
Selbstbestimmung wahrzunehmen.“ 
Wieder Thekla Kosche: Diese Erhe- 
bung muß jedoch tatsächlich, also ob- 
jektiv wahrnehmbar, stattfinden und 
wenn vom deutschen Volk die Rede ist, 
sollte darauf Wert gelegt werden, daß 
es sich nicht allein um die Randgruppe 
der aktiven nationalen Kräfte handelt, 
sondern um einen repräsentativen 
Anteil des Volkes. 

Wir glauben, den zugegebenermaßen 
zeitaufwendigen Prozeß der Bewußt- 
machung des Problems im Volk kann 
man nicht übergehen, auch wenn die 
Zeit drängt. Ansonsten läuft man Ge- 
fahr, den unbeachtet gebliebenen Ver- 
suchen einer Reichswiederbelebung 
einen weiteren hinzuzufügen, der in 
der Praxis dann genauso folgenlos 
bleibt wie seine Vorgänger. Auch das 
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ist völlig richtig! 

An dieser Stelle erfahren wir auch, was 
„AGnS“ heißt: „Arbeitsgemeinschaft 
nationaler Sozialisten innerhalb und 
außerhalb der NPD“. 

Dazu ein Wort zu Wählervereinigungen 
und „Parteien“. Letztere sind, außer der 
NSDAP, durch Parteiengesetz vom 14. 
Juli 1933 verboten. Dessen 8 2 lautet: 
„Wer es unternimmt, den organisatori- 
schen Zusammenhalt einer anderen 
politischen Partei aufrechtzuerhalten 
oder eine neue politische Partei zu bil- 
den, wird, sofern nicht die Tat nach an- 
deren Vorschriften mit einer höheren 
Strafe bedroht ist, mit Zuchthaus bis zu 
drei Jahren oder mit Gefängnis von 
sechs Monaten bis zu drei Jahren be- 
straft.“ 


genannten „Grundgesetz“ „festgelegt“ 
sind, damit auf die in sich widersprüch- 
lichen „Artikel“ 3 und 129, das durch 
diesen „139er“ auch keine demokra- 
tische Verfassung, sondern eine aus- 
ländische Diktatur darstellt. Überdies 
befinden sich diese unwissenden „GG“ 
— Bürger über die Feindstaatenklauseln 
der sogenannten „UNO“ im Kriegszu- 
stand mit dem Deutschen Reich! 

Es wäre also durchaus im Interesse 
der geschichtlichen wie rechtlichen 
Wahrheit erforderlich, daß die „Mitglie- 
der von Parteien“, die Konsequenz 
ziehen: entweder Auflösung der „Par- 
teien“ unter Neugründung als Wähler- 
gemeinschaften, oder aber Austritt aus 
Organisationen, die die ausländische 
Diktatur der „Zur Befreiung des deut- 
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Das muß aus Legalitätsgründen be- 
achtet werden, der Reichstag — nur er 
— kann es ändern, wir müssen es be- 


achten. Außer dieser Legalitätsbe- 
gründung wird dabei deutlich, daß die 
heutigen „Parteimitglieder“ alle auf das 
nicht vom deutschen Volke durch eine 
Volksabstimmung angenommene so- 


schen Volkes vom Nationalsozialismus 
und Militarismus“ erlassenen Rechts- 
vorschriften“ auch dann durchsetzen 
wollen, wenn eben dieses sogenannte 
„Grundgesetz“ nicht vom deutschen 
Volke in einem Plebiszit (Volksabstim- 
mung) angenommen wurde, sondern 
auf den alliierten Völkerrechtsbrüchen 
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von 1945 beruht! 

Gegen diese Völkerrechtsbrüche, 
spätestens mit der völkerrechtswidri- 
gen „Verhaftung“ des Staatsober- 
hauptes und seiner Reichsregierung 
am 23. Mai 1945, beginnend, richtet 
sich der Rechtskampf des Volksbundes 
Deutschen Reich (VBDR)! 

Daran anknüpfend soll der Weg aufge- 
zeigt werden, der die Strategie „Der 
Kraft im Recht“ für unser Volk wirksam 
und gangbar machen kann. 

Diese Strategie „Der Kraft im Recht“ 
verlangt die Aktivierung der unserem 
Volk noch verbliebenen Aktivposten: 
seine völkerrechtlichen und verfas- 
sungsrechtlichen Positionen! 
Tatsächliche nationale Deutsche wer- 
den diese anerkennen, vertreten und 
auch bereit sein, die durchzusetzen 
und ihnen Geltung zu verschaffen! 

Das geschieht im allgemeinen erst 
einmal dadurch, daß wieder vom Reich 
gesprochen wird, dann, daß die 
Rechtslage im Volke möglichst an- 
schaulich dargestellt wird. 

Die wirklich nationalen Führungsperso- 
nen können hier ihre Überzeugungsfä- 
higkeiten unter Beweis stellen, ja un- 
tereinander in einen guten Wettbewerb 
eintreten. Ihr bisheriges Tätigkeitsge- 
biet bleibt das gleiche wie bisher, nur 
durchforstet auf etwaige Aussagen, die 
nicht mit der Rechtslage vom 22. Mai 
1945 abends, übereinstimmen. 

Damit ist nicht gemeint, daß wir Ver- 
kehrsampeln nicht beachten, weil sie 
nicht vor dem 23. Mai 1945 gesetzt 
wurden. Sondern es geht darum, dem 
Gegner nicht die Möglichkeit zu geben, 
uns der Inkonsequenz zu zeihen! Dar- 
um haben alle „Rechtsbezüge“ — auch 
wenn sie günstig für uns wären — die 
nach dem 22. Mai 1945, abends, ent- 
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standen , zu unterbleiben. Das Reich 
hatte nie die Möglichkeit, daran mitzu- 
wirken, sie zu akzeptieren oder abzu- 
lehnen. Wer das ändern will, muß mit 
am Reichstag bauen helfen! 

Allein diese Arbeit der nationalen Elite 
stellt den gemeinsamen Nenner für 
eine künftig Wiederbelebung unseres 
Reichs dar. Hätte man vor 50 Jahren 
damit begonnen, sähe es heute anders 
aus. Was bislang fehlte, war eben die- 
ser gemeinsame Nenner, auf den jeder 
verpflichtet ist, der etwas — im nationa- 
len Sinne — zu sagen haben will! 

Wer nicht für diese Rechtslage, die 
ganz natürlich gewachsen ist, als An- 
knüpfungspunkt eintritt, ist nicht natio- 
nal! Diese Rechtslage ist gleichsam ein 
Erbe, das aber erst einmal angetreten 
sein muß, um es durch den Reichstag 
zu bestätigen, abzuändern, auf jeden 
Fall aber zu aktualisieren. 

Die so Mitwirkenden im Volksbund 
Deutsches Reich (VBDR) können an 
den Wahlen auf Reichsebene teilneh- 
men, indem sie ihre Stimme mittels ih- 
rer jeweiligen gemeindlichen Wahlbe- 
nachrichtigungen an den VBDR, 90431 
Nürnberg, Elsa — Brandström - Str. 1, 
einsenden. 

Dabei sind wir beim Thema Wahl. Hier 
werden widersprüchliche Stimmen laut. 
Die einen sagen, daß es sinnlos ist 
mittels der Stimmabgabe in diesem 
System noch etwas zu ändern, zu bes- 
sern, und aus diesem Grunde die Wahl 
ablehnen, andere, „parteigebunden“, 
wollen ihre „Partei“ gewählt sehen, 
schon wegen einer etwaigen „Wahl- 
kampfkostenerstattung“. 

Hier hilft wieder das VBDR - Gedan- 
kengut weiter: wenn ich nicht sterben 
will, kann ich nicht für mich „Erschie- 
ßen“, „Vergiften“ oder „Verhungern“ 
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wählen, sprich die Bonner „Parteien“, 
sondern ich muß „Weiterleben“ wählen, 
sprich den Volksbund Deutsches Reich 
(VBDR)! Das z.B. von dem 4. 
Teilstaatler, Herm Konrad Hoffmann, 
empfohlene Nichtwählen, ist daher nur 
eine Halbheit, denn der Bürger kann ja 
seit 1990 auf Reichsebene seine 
Stimme als Option für die Rechtslage 
am 22.Mai 1945 abends, dem VBDR, 
in der Person von Klaus Huscher ver- 
treten, abgeben! 

Aber gehen wir weiter: werden die 
VBDR - Ziele nun auch im Zeichen des 
Gemeinsamen Nenners und der Stra- 
tegie „Der Kraft im Recht“ von anderen 
nationalen Personen vertreten, so kön- 
nen diese natürlich auch — vorerst 
durch eine Einheitsliste — sich mit zur 
Wahl im VBDR stellen. Aus dieser Ein- 
heitsliste ist eine weitere Entwicklung 
denkbar, die individuelleren Anforde- 
rungen entspricht, ggf. in Briefwahl- 
form. So entsteht heute eine „außer- 
parlamentarische Opposition“ mit einer 
einheitlichen Grundauffassung der 
Rechtslage, der Voraussetzung, um 
morgen die parlamentarische Vertre- 
tung des Deutschen Reichs werden zu 
können! Die Einsatzbereitschaft für 
Volk und Reich, die Bewährung im 
Kampf für die deutschen Rechtsposi- 
tionen schafft Reichstagskandidaten, 
aus denen schließlich Reichstagsab- 
geordnete werden können, also endlich 
der Deutsche Reichstag! Der VBDR 
dient dazu als Vorfeld und Wahlplatt- 
form! 


 VonxssunD Devrscues Reich (VBDR). 
chrift: 


Klaus Haschen, Eisai =. Brändström Straße 4, 90431 Airnbei 


Geschrieben ist dies vom bislang ein- 
zigen Deutschen, der nach 1945 
erstmals und zwar seit 1990, die Vor- 
aussetzungen schuf, daß Deutsche ih- 
re Wahlstimmen auf Reichsebene ab- 
geben können! 

So erhielt er durch die in den vergan- 
genen zehn Jahren auf Reichsebene 
abgegebenen Stimmen das Mandat, 
das ihn zur Beachtung der Rechtslage 
vom 22.Mai 1945 abends, - nach be- 
stem Wissen und Gewissen — ver- 
pflichtet. 

Die Stimmabgaben erfolgen durch 
nachweislich reichstreue Bürger mittels 
Übersendung der gemeindlichen 
Wahlbenachrichtigungen anläßlich von 
sogenannten „Bundes-,, „Landes-, 
oder Gemeindewahlen an den VBDR, 
die so zu Stimmabgaben auf Reichse- 
bene wurden. 

Geschrieben ist dies auch von einem 
Mann, der seine sämtlichen Ämter auf 
Kreis-, Landes- und der sogenannten 
„Bundesebene“ der „Aktionsgemein- 
schaft Unabhängiger Deutscher“ (AUD) 
niederlegte, weil der Kurs dieser „Par- 
tei“ unverantwortlich wurde. Sein Stell- 
vertreter kam dann anschließend als 
„Grüner“ in den sogenannten „Bun- 
destag“. 

Thekla Kosche geht noch auf überle- 
genswerte EDV-Anwendungen ein. 
Über den VBDR erfahren Sie im „welt- 
weiten Netz“ mehr unter der Adresse: 
www.nord-thule.de!* 


Klaus Huscher O 
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Zweite ordentliche Mitgliederversammlung des 
Bündnis RECHTS (BR) 


BR wählt neuen Vorstand und sendet deutliche Signale für eine 
Zusammenarbeit innerhalb des nationalen Lagers aus 


Von Thorsten Thomsen 


Mit einer Besucherzahl von ca. 50 Mit- 
gliedern und Gästen fand am 25. März 
2000 die zweite ordentliche Mitglieder- 
versammlung des BR in Schleswig — 
Holstein statt. Der Vorsitzende des BR, 
Dieter Kern, konnte Teilnehmer aus 
Norddeutschland, Mecklenburg Vor- 
pommem, Berlin, Leipzig und Dresden 
begrüßen. Besonders erwähnte er in 
seinen Eröffnungsworten den NPD - 
Landesvorsitzenden und gleichzeitiges 
Mitglied des NPD — Bundesvorstandes, 
Ingo Stawitz. 


In seinem Bericht zur Lage des Bünd- 
nis RECHTS ging der Vorsitzende, 
Dieter Kern, auf verschiedene Punkte, 
wie den „Lübschen Aufklärer“, die bei- 
den BR - Demos in Lübeck und Flens- 
burg, die bisherigen Rechtsschulungen 
und die Internetseiten ein. Besonders 
erwähnte er hierbei den „neuen“ Inter- 
net — Beauftragten des BR, der seine 
Arbeit vorzüglich bewerkstellige. In der 
darauffolgenden Aussprache wurden 
diverse Vorschläge zur weiteren Be- 
kanntmachung des Bündnis RECHTS 
gemacht. Außerdem wurde betont, daß 
der „Lübsche Aufklärer“ weiterhin 
Sprachrohr für alle Strömungen inner- 
halb des nationalen Lagers sein werde. 


Danach folgte ein Hauptpunkt der Mit- 
gliederversammlung. Nachdem der alte 
Vorstand entlastet wurde, stand die 


Wahl eines neuen Vorstandes auf der 
Tagesordnung. Der bisherige Vorsit- 
zende, Dieter Kern, wurde einstimmig 
in seinem Amt bestätigt. Als seine 
Stellvertreter wurden W. Meyer und G. 
Lehmann von den Stimmberechtigten 
gewählt. Die fünf neuen Beisitzer des 
Bündnis RECHTS -— Vorstandes sind: 
T. Thomsen, D. Brüel, T. Kosche, O. 
Raninger und T. Krüger. Außerdem 
bestimmten die Mitglieder einen neuen 
Pressesprecher. Thorsten Thomsen 
wird diese Funktion neben seiner Bei- 
sitzeraufgabe und dem Posten des 
Kieler BR - Kreisbeauftragten zukünftig 
ausüben. 

Ebenso wichtig wie die Wahl des Vor- 
standes, waren die Satzungsänderun- 
gen auf Initiative von Dieter Kern, wel- 
che die Mitgliederversammlung im An- 
schluß beschloß. Durch die Herabset- 
zung des Mitgliedsbeitrags für juristi- 
sche Personen (Vereine, Parteien, Or- 
ganisationen) auf DM 1,- pro Person 
und Jahr, das Recht auf einen automa- 
tischen Vorstandssitz für eine dem 
Bündnis RECHTS beigetretene juristi- 
sche Person und einem neuen Dele- 
giertenschlüssel für juristische Perso- 
nen zu BR — Mitgliederversammlungen, 
wurden deutliche Signale für die 
Zusammenarbeit der volkstreuen 
Kräfte und die Etablierung eines ein- 
heitlichen, nationalen Dachverbandes 
gesetzt. 
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Unter diesem Vorzeichen ergriff da- 
nach der BR - Vorsitzende wieder das 
Wort. Dieter Kern charakterisierte das 
Bündnis RECHTS als Plattform für na- 
tionale Politik und als Angebot zur Zu- 
sammenführung aller nationalen Kräfte. 
Als Hemmschunh im patriotischen Lager 
existierten lediglich Gegnerschaften 
aufgrund persönlicher Differenzen, 
nicht aufgrund von unterschiedlichem 
Politikverständnis. Diese persönlichen 
Differenzen müßten aber zugunsten 
der gemeinsamen Sache in den Hin- 
tergrund treten. Der kleinste gemein- 
same Nenner, auf dem man aufbauen 
müsse, sei das Nationale. Jede Orga- 
nisation habe ihre Daseinsberechti- 
gung. Es werde auch weiterhin zu 
Neugründungen kommen. „Dies läßt 
sich leider nicht verhindern“, so Kern. 
Das BR sei jedoch mit jeder ehrlichen, 
patriotischen Formation zu Gesprächen 
und zur Zusammenarbeit bereit. Somit 
biete das Bündnis RECHTS, laut Kern, 
ein Spektrum für eine gemeinsame Ar- 
beit unter dem Vorzeichen „National“. 
Aber Kern sparte auch nicht mit kriti- 
schen Worten. Diese waren vor allem 
an die Adresse der Parteien BFB, DSU 
und DP gerichtet, da die Fusionsan- 
kündigung dieser Parteien gleichzeitig 
eine Abgrenzung von Patrioten inner- 
halb der DVU und der NPD enthalten 
habe. Ebenfalls Kritik übte der BR - 
Vorsitzende an führenden Personen in 
der Deutschland — Bewegung und der 
Deutschen — Aufbau — Organisation, 
namentlich Dr. Alfred Mechtersheimer 
und Harald Neubauer. Diese hätten 
die gleiche Zielsetzung wie das Bünd- 
nis RECHTS verkündet, jedoch auch 
mit Abgrenzungsbekundungen nicht 
gespart und das Gespräch mit dem BR 
nicht gesucht. Gleichzeitig warnte Kern 


die NPD vor einer „feindlichen Über- 
nahme“, sprich Unterwanderung, durch 
sogenannte „Freie Nationalisten*. Die- 
se Bestrebungen würden nur wieder zu 
einer weiteren Zersplitterung im natio- 
nalen Lager führen. Daher begrüße 
Kern die Säuberung innerhalb der 
NPD, damit diese, besonders in 
Schleswig — Holstein, wieder politisch 
arbeitsfähig werde. Er appellierte an 
die sogenannten „Freien Nationalisten“ 
endlich derartige feindlichen Ubernah- 
men zu beenden, da diese am Ende zu 
keinem tauglichen Ergebnis führen 
werden. Wenn Sie schon der Meinung 
seien, daß sie bessere Politik machen 
könnten, sollten sie doch ihre eigene 
Organisation gründen. Schließlich ge- 
be es genug Kameraden unter ihnen, 
die unbelastet sind und in der ersten 
Linie auftreten können. Dann gebe es 
klare Verhältnisse untereinander und 
man könne sich leichter auf die Punkte 
verständigen, bei denen man Gemein- 
samkeiten zur Zusammenarbeit hat. 
Wir müssen im nationalen Lager end- 
lich handlungsfähig werden, und daß 
so schnell wie nur möglich, wenn wir 
überhaupt etwas bewegen wollen. 


Ttrr EURANKURHUREREREHBEERUNERKEN 


Zu früheren Boykottaufrufen gegen das 
Bündnis RECHTS aus Schleswig — 
Holstein und Mecklenburg — Vorpom- 
mern bekundete der BR - Vorsitzende 
sein Unverständnis. „Ich bin aber nicht 
unversöhnlich eingestellt gegenüber 
diesen Leuten“, so Kern. 
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Im Anschluß an Dieter Kerns mit viel 
Applaus bedachte Worte, trug der Lie- 
dermacher „Ronny“ aus Mitteldeutsch- 
land einige traditionell — musikalische 
Stücke von seiner aktuellen CD „Hel- 
dengedenken“ vor. Hierunter die Lieder 
„Der alte Frontsoldat“, „Ein Invalide 
spricht“ und „Kameradschaft“. Deutlich 
bewegt und beeindruckt von der musi- 
kalischen Darbietung, genossen die 
Anwesenden „Ronnys“ gitarrenunter- 
stützten Gesang, der einen wohltuen- 
den „Urlaub“ von der alltäglichen Dau- 
erberieselung durch US — amerikani- 
schen Musikschrott und Ghettogestöh- 
ne darstellte. 


Die musikalische Pause füllte dann der 
NPD - Landesvorsitzende Ingo Stawitz 
mit seinem Gastreferat: „Ist Nationa- 
lismus zeitgemäß?“ Der Vortrag war 
als Argumentationshilfe für junge Ka- 
meraden auf dem politischen Weg ge- 
dacht und stand unter dem Motto: 
„Brücken bauen, über Parteigrenzen 
hinweg!“ Stawitz definierte Nationa- 
lismus als „aktiv werden im Sinne eines 
politischen Programms, auf der Basis 
des Bewußtseins der Zusammengehö- 
rigkeit eines Volkes.“ Im Nationalismus 
würden sich die biologische Existenz 
und die geistige Dimension, also das 
völkische Zusammengehörigkeitsgefühl 
vereinen und eine qualitative Erhöhung 
erfahren. Das Modell des National- 
staates sei eine zukunftsorientierte Al- 
ternative zu „Vielvölker — Kerkern“ & la 
USA, EU, dem ehemaligen Jugoslawi- 
en oder der ehemaligen CSSR. Letzt- 
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genannte Kunststaaten seien „Versu- 
che der internationalen Hochfinanz, die 
europäischen Völker unter Kontrolle zu 
bringen.“ Stawitz machte weiterhin 
deutlich, daß man unbedingt zwischen 
positivem Nationalismus und negati- 
vem Chauvinismus, also übersteiger- 
tem Nationalismus auf Kosten anderer 
Völker, unterscheiden müsse. Um Än- 
derungen im Sinne der nationalen 
Kräfte durchzusetzen, sei volksge- 
meinschaftliches Denken erforderlich. 
Jung und alt hätten die Pflicht, im 
Kampf um Deutschland zusammenzu- 
stehen. Stawitz wörtlich: „Eine Symbio- 
se zugunsten unseres gemeinsamen 
Wollens muß erreicht werden. Streit 
nützt nur den Etablierten.“ Er forderte 
die deutschen Patrioten dazu auf, end- 
lich den Schulterschluß von „bürgerli- 
chen und nationalrevolutionären Ele- 
menten“ zu wagen. Als Ideal — Beispiel 
für solch eine Zusammenarbeit nannte 
Stawitz schließlich die nordirische 
Partei Sinn Fein. Hier hätten einerseits 
„Kämpfer auf der Straße“ und anderer- 
seits bürgerlich — seriöse und ge- 
schickte Verhandlungsführer, wie Gerry 
Adams, eine Allianz zum Erreichen ei- 
nes gemeinsamen Zieles gebildet. 


Nach den sehr leidenschaftlich vorge- 
tragenen Worten von Ingo Stawitz 
rundete Liedermacher „Ronny“ die ge- 
lungene und aufrüttelnde Mitglieder- 
versammlung des Bündnis RECHTS 
mit dem zweiten Teil seiner musikali- 
schen Darbietung würde- und gehalt- 
vollab. O 


‚Otto von Bismarck 


DR. 3 / MAf 2000 


1} 
UELI 
I & f 
wer 


seite 21 


BR - Pressemitteilung vom 27. März 2000 


Die Partei Vereinigte Rechte tritt dem Bündnis RECHTS bei und 
unterstützt die Forderung für einen “Nationalen Dachverband“! 


Die Vereinigte Rechte (VR) unter Vor- 
sitz von Mario Meurer hat sich ent- 
schlossen, zum Zwecke der nationalen 
Vemetzung, dem Bündnis RECHTS 
beizutreten. Entscheidend dabei ist, 
daß die VR weiterhin ihren Parteien- 
status beibehält sowie ihre Strukturen 
weiter ausbaut. Durch den Beitritt in 
das Bündnis RECHTS erhält die VR 
automatisch einen Delegierten, der 
dem BR - Vorstand angehört. Somit 
wird eine strukturübergreifende Zu- 
sammenarbeit aller Organisationen, die 
diesem Schritt folgen, garantiert. Mit 
diesem Schritt will Mario Meurer auch 
ein Signal für andere nationalpolitische 
Parteien setzen und fordert sie zur 
Nachahmung auf. Jetzt ist die Stunde 
gekommen, wo andere Farbe beken- 
nen müssen, so M. Meurer, alles ande- 
re seien nur Lippenbekenntnisse. 
Nachdem die VR mit dem BR schon 
seit längerer Zeit gemeinsame Arbeit 
geleistet hat, ist die VR, vertreten durch 
den Bundesvorsitzenden Mario Meurer, 
zu dem Schluß gekommen, daß das 
Bündnis RECHTS zur Zeit die einzige 
ehrliche Alternative für eine gemein- 
same nationale Plattform bietet. 


Insbesondere die auf der letzten BR - 
Mitgliederversammlung in Schleswig — 
Holstein am Sonnabend, den 25. März 
2000 durch den Vorsitzenden Dieter 
Kem eingebrachten Satzungsänderun- 
gen lassen keinen Zweifel mehr auf- 
kommen, der eine ehrliche und faire 
strukturübergreifende Zusammenarbeit 
mit anderen nationalpolitischen Orga- 
nisationen in Frage stellt. 


D. Kern hat somit den Weg geebnet, 
daß das BR in seinem Vorhaben einen 
“Nationalen Dachverband“ auf den 
Wege zu bringen, gefestigt wird. Dieter 
Kem fordert daher alle nationalen Or- 
ganisationen auf, sich von den Mög- 
lichkeiten einer Mitgliedschaft im BR zu 


überzeugen und dann dem Beispiel der 


Vereinigten Rechten zu folgen. Auch 
den größten Zweiflern müßte eigentlich 
schon lange klar sein, daß es keinen 
anderen Weg gibt sich zu vereinen. 
Parteifusionen bieten keine dauerhafte 
Lösung des Problems. 


Für das Bündnis RECHTS 
DieterKem QO 
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Ausländische Computerspezialisten für Deutschland? 


Von Thekla Kosche 


Laut einer Entscheidung von Bundes- 
kanzler Schröder sollen 10.000 aus- 
ländische Computerspezialisten und 


hochqualifizieten Fachkräfte nach 
Deutschland einwanden, um den 
kurzfristigen Bedarf der Wirtschaft an 
solchen Arbeitskräften zu decken. Ein 
solches Vorgehen ist mehr als frag- 
würdig, denn laut dem Präsidenten der 
Bundesanstalt für Arbeit, Jagoda, gibt 
es in Deutschland zur Zeit 32.700 ar- 
beitslose Ingenieure, denen 12.600 
offene Stellen in dem Bereich gegen- 
überstehen. Trotzdem sollen Ingenieu- 
re, Informatiker und qualifizierte Fach- 
arbeiter aus Indien und den osteuro- 
päischen Ländern angeworben wer- 
den, da angeblich der deutsche Ar- 
beitskräftemarkt den Forderungen der 
Wirtschaft nicht gerecht werden kann. 


Falls tatsächlich ein Mangel an EDV- 
Experten besteht, so wäre dieser sinn- 
vollerweise durch die Ausbildung jun- 
ger Leute bzw. die Fortbildung älterer 


arbeitsloser Ingenieure zu decken. Die 
Qualifikationen, die von der Industrie 
verlangt werden, sind mit Sicherheit 
nicht so unerreichbar hoch für die 
deutschen Arbeitskräfte, wie hier sug- 
geriert werden soll. Mit einer guten 
Schulung kann jeder mittelmäßig Intel- 
ligente die Kenntnisse der Datenverar- 
beitung erlangen und gewiss den An- 
forderungen der Industrie besser ge- 
nügen, als es jeder Ausländer je 
könnte. 

Offensichtlich soll durch die Forderung 
nach ausländischen Informationsex- 
perten der Eindruck erweckt werden, 
die deutschen Ingenieure entsprächen 
nicht den Forderungen nach kreativen, 
flexiblen und experimentierfreudigen 
Freaks, wie sie angeblich von der In- 
dustrie verlangt werden. Ziemlich un- 
verhohlen soll den Deutschen ein 
Minderwertigkeitsgefühl eingetrichtert 
werden, in dem Sinne: die alten deut- 
schen Arbeitertugenden wie Gründlich- 
keit, Pflichtbewusstsein und Zuverläs- 
sigkeit und die Bereitschaft, sich unter- 
zuordnen, seien nicht mehr zeitgemäß. 
Außerdem sei das Können und Wissen 
der deutschen Facharbeiter und Inge- 
nieure wohl nicht ausreichend, was 
den geheimnisumwobenen EDV- 
Bereich betrifft. Mit Sicherheit soll hier 
auch ganz unterschwellig der in 
Deutschland verbreiteten Ansicht ent- 
gegengewirkt werden, es kämen nur 
minder intelligente Asiaten und Osteu- 
ropäer als Einwanderer nach Deutsch- 
land. 


Wählergemeinschaft 
Bündnis Rechts ( BR) 


Wählergemeinschaft Bündnis Rechts (BR), 
Postfach 12 22 , 23502 Lübeck 


Bündnis 


RECHTS 


Aufnahmeantrag 
( Bitte in Blockschrift ausfüllen ) 


Hiermit beantrage ich die Aufnahme in die Wählergemeinschaft Bündnis Rechts 
(BR) und erkenne die Satzung und das Manifest an. 


Name , Vorname Familienstand 
red = = UERREERE RCTRER TE GEBERBEEN E UGEHRESEST RER 2 De. - BEER 
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nationalpolitische Vereine 


Der Jahresbeitrag ist im voraus an den Schatzmeister oder auf das Konto der 
Wählergemeinschaft Bündnis Rechts ( BR ), soweit ein Konto vorhanden ist, zu 
entrichten. Der Mitgliedsbeitrag richtet sich nach der Beitragsordnung der 
Wählergemeinschaft Bündnis Rechts und ist gestaffelt nach Zugehörigkeiten in 
nationalpolitischen Organisationen. Diesbezügliche Veränderungen sind dem 
Vorstand mitzuteilen, damit die Mitgliedsbeiträge für das darauffolgende 
Geschäftsjahr entsprechend angepaßt werden können. Die Mitgliedsbeiträge 
werden auf der Mitgliederversammlung festgesetzt. 


Ort Datum Unterschrift des Antragstellers 


— hl il äz sek es 


Bankverbindung: Sparkasse zu Lübeck , BLZ 230 501 01 , Kto.Nr.: 6 - 606529 
Info - Telefon Bündnis Rechts 0451 - 6110622 
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Beitragsordnung der Wählergemeinschaft: 
Bündnis Rechts ( BR ) 


Anhang zur Satzung, 85 


Die Mitgliedsbeiträge der Mitglieder der Wählergemeinschaft Bündnis Rechts sind in voraus wahl- 
weise halbjährlich eines jeden Kalenderhalbjahres oder jährlich eines jeden Kalenderjahres durch 
Einzahlung in Bar an den Schatzmeister oder durch Einzahlung auf das Geschäftskonto (soweit 
ein Konto vorhanden ist) der Wählergemeinschaft einzuzahlen. 


Beitragssätze gemäß Beschluß der Gründungsversammlung am 02. Mai 1998, ergänzt durch Be- 
schluß der Mitgliederversammlung vom 25. März 2000. Aufnahmegebühren werden nicht erhoben. 


Bei besonderer finanzieller Härte, kann der Mitgliedsbeitrag auf Antrag an den Vorstand 


des/der Betroffenen bis auf den Mindestbeitrag heruntergesetzt werden, wenn der/die Be- 
troffene dies glaubhaft nachweisen kann. 


Beitragssätze: 


1) Monatsbeitrag für Mitglieder ohne Zugehörigkeit in einem nationalpolitischen Verein oder einer 
nationalpolitischen Partei: 


DM 15, 00 


2) Monatsbeitrag für Mitglieder mit Zugehörigkeit in einem nationalpolitischen Verein oder einer 
nationalpolitschen Partei: 


DM 7,50 


3) Monatsbeitrag für Mitglieder mit Zugehörigkeit in zwei nationalpolitischen Vereinen oder Par- 
teien: 


DM 2,50 


4) Jahresbeitrag für Mitglieder mit einer Zugehörigkeit in drei oder mehr nationalpolitischen Verei- 
nen oder Parteien: 


DM 30,00 
Dieser Beitrag ist zugleich der Jahresmindestbeitrag für Einzelmitglieder (Vollmitglieder). 


5) Der Jahresbeitrag für juristische Personen richtet sich nach Mitgliedsstärke und beträgt pro 
Mitglied: 


DM 1,00 
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Dabei ist wahrscheinlich, daß wirkliche 
Spezialisten, die zudem noch gut ar- 
beiten können, in ihren Heimatländern 
gebraucht werden und nicht so einfach 
ins Ausland abgegeben werden. 

Vermutlich geht es der Wirtschaft we- 
niger um die hochqualifizierten Infor- 
matiker, als vielmehr um billige Ar- 
beitskräfte für relativ unqualifizierte 
Aufgaben in der Elektronikindustrie. 


LäBscher AuUFKLÄRER — schre 


Insofern wird letztendlich einmal mehr 
das reine Interesse der internationalen 
Industrie bedient, ganz konform der 
neoliberalen Linie von Bundeskanzler 
Schröder. Daß mit dieser Entscheidung 
die Deutschen kollektiv geohrfeigt wer- 
den, indem man ihnen angeblich 
überlegene ausländische Informations- 
experten demonstrativ vor die Nase 
setzt, ist ein sicherlich gewünschter 
Nebeneffekt. U 


Die ERSTE deutsche Leserbriefzeitung für 
Gedankenfreiheit und gegen staatlich kon- 
trollierte Meinungsäußerungen 


LBZ - Postfach 3705 - 78026 VS-Schenningen 


Asylbetrug in Bremen: Falsche Libanesen 
Von Thekla Kosche 


Ende Februar dieses Jahres wurde in 
Bremen ein schwerer Fall von Asylbe- 
trug aufgedeckt. 

Die Polizei ermittelte über 500 Perso- 
nen, die sich fälschlicherweise als Li- 
banesen ausgaben, obwohl sie aus der 
Türkei stammen. Die Asylibetrugsma- 
sche funktionierte so, daß die ver- 
meintlichen Libanesen aus der Türkei 
nach Frankfurt reisten und dort einen 
Asylantrag stellten. Dann 

tauchten sie unter um beispielsweise in 
Bremen erneut einen Asylantrag zu 
stellen, wobei sie sich als Libanesen 
ausgaben, die keinen Paß besäßen. 
Der Libanon stellt ausreisenden Per- 
sonen keine Pässe aus und ohne Paß 
kann aus Deutschland niemand abge- 
schoben werden. Schätzungen zufolge 


kosten die 500 in Bremen unrechtmä- 
Rig lebenden falschen Libanesen den 
Steuerzahler zwischen drei und fünf 
Millionen Mark jährlich. Die zu Unrecht 
bezogenen Sozialleistungen betrugen 
durchschnittlich 1.000 DM pro Monat 
und Person, meinte der Staatsrat Wolf- 
gang Goehler. 

Erwartungsgemäß reagierten die Politi- 
ker mit Beschwichtigungsfloskeln. Sie 
riefen dazu auf, nicht alle Türken und 
Asylbewerber über einen Kamm zu 
scheren. Innensenator Bernt Schulte 
und Sozialsenatorin Hilde Adolf warn- 
ten vor verallgemeinernden Rück- 
schlüssen, obwohl auch aus anderen 
Bundesländern ähnliche Vorfälle be- 
kanntsind.. O 
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Die fünfte Frankfurter Montagsdemonstration der 
„Bürgerbewegung für unser Land“: 
„Deutschland - nicht schuldig an zwei Weltkriegen“ 


Von Annemarie Paulitsch 


Die fünfte Frankfurter Montagsdemon- 
stration der „Bürgerbewegung für unser 
Land“ vom 25. März 2000 unterschied 
sich von den vorhergehenden durch 
ihre auffallend geringe Teilnehmerzahl. 
Einschließlich der drei (von sechs) an- 
geheuerten"Ordner"” und meiner Per- 
son zählte man auf dem Börsenplatz 
bei Kundgebungsbeginn um 15.00 Uhr 
lediglich neun Sympathisanten und an 
die dreißig Antifas. Die antifaschisti- 
schen Kräfte hatten in ihren diversen 
subventionierten Gazetten und Treffs, 
über Internet und durch private Aktivi- 
täten wie Wurfzettel oder Flugblattan- 
schläge im Supermarkt dazu aufgeru- 
fen, den „Neonaziaufmarsch“ durch 
rechtzeitiges Besetzen des Börsenplat- 
zes zu verhindern. Keine Frage, daß 
eine Vielzahl der Chaoten diese Gele- 
genheit gerne dazu nutzte, internatio- 
nale (schließlich gibt es nicht nur Deut- 
sche unter den Antis) Solidarität im- 
Kampf gegen die deutschen „Faschi- 
sten“ zu bekunden. Auf diese Weise 
sahen wir neun Bürgerbewegten uns 
mit 500 kreischenden Antifas konfron- 
tiert, die - freundlicherweise von der 
Polizei durch Gitter abgesperrt - sich 
dank guter Organisation auf beiden 
Seiten des Börsenplatzes recht 
gleichmäßig verteilt hatten. Nun wer- 
den diejenigen unserer Freunde, die 
sich ebenfalls im Umkreis des Börsen- 
platzes aufhielten, einwerfen, wenn 
man sie nur gelassen hätte, wäre der 
Teilnehmerkreis der neun Aufrechten 


sehr schnell auf hundertfünfzig ange- 
wachsen. Das war natürlich auch der 
Polizei bekannt, deren Aufgabe darin 
bestand, eben dieses unter Zuhilfe- 
nahme der Gegendemonstranten zu 
verhindern. Bürger, denen die Kuriosi- 
tät des Verhaltens der verantwortlichen 
Polizeibeamten auffiel, erhielten auf 
ihre Fragen ebenso kuriose Antworten 
wie: "Ich kann meine Leute doch nicht 
verprügeln lassen” (von wem?), "Die 
Anderen haben ebenfalls ein Recht zu 
demonstrieren" (ebenfalls?) oder "Im 
Brokdorf — Urteil heißt es... murmel- 
murmel". Um dem Ganzen die Krone 
aufzusetzen, hatten die grünen Freun- 
de und Helfer auch noch die Stirn, 
Herrn Horst Mahler, der als Redner 
angekündigt war, den Zugang zum 
Kundgebungsort zu untersagen. All die 
schikanösen Maßnahmen aufzuzählen, 
für die sich die Polizei nicht zu schade 
war, um besonders jüngere versamm- 
lungswillige Patritten vom Kundge- 
bungsort fernzuhalten, würde diesen 
Bericht um mehrere Seiten verlängern. 
Was also, liebe Freunde, können wir 
aus dem demokratischen Vorgehen der 
Stadt Frankfurt am Main - vertreten 
durch die Oberbürgermeisterin Petra 
Roth (CDU)- gegen die nicht verbotene 
Kundgebung der „Bürgerbewegung für 
unser Land“ für's Leben lernen? 1. Daß 
Beschlüsse des Verwaltungsgerichts 
von den ausführenden staatlichen Or- 
ganen nach Gutdünken interpretierbar 
sind. 2. Daß eine willkürliche Interpre- 
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tation nicht auf den allerersten Blick 
erkennbar sein darf. Darum: Ver- 
sammlung ja! Teilnehmer nein! Nur 
noch ganz Blauäugige unter uns sind 
imstande, sich über das Verhalten un- 
serer „Freunde und Helfer“ zu wun- 
dern. Wo käme sie denn hin, unsere 
bundesdeutsche Obrigkeit, wenn Horst 
Mahler Gelegenheit gegeben worden 
wäre, auf einem Öffentlichen Platz mit 
Hilfe technischer Lautverstärker vor 
wer weiß wievielen Ohren zu verkün- 
den: "Deutschland ist nicht schuldig - 
weder am ersten noch am zweiten 
Weltkrieg!"? Dieses Beispiel hätte 
Schule machen und dem mühsam auf- 
gerichteten Gebäude unserer deut- 
schen Nachkriegsordnung einen - 
wenn auch kleinen - Riß zufügen kön- 
nen. "Wehret den Anfängen!" lautete 
darum die Anweisung an die Verant- 
wortlichen der Stadt und ihre Helfers- 
helfer. Es hat wirklich etwas Tragikomi- 
sches an sich, wie die Antifa, auch als 
„Autonome“ bekannt, sich zum Büttel 
des herrschenden Systems machen 
läßt und weit davon entfernt ist, dieses 
auch zu erkennen. Von den Regisseu- 
ren der Polit-Shows werden sie immer 
dann gerne eingesetzt, wenn es darum 
geht, undifferenziert gegen etwas zu 
sein. Da macht es keinen Unterschied, 
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ob man gegen den Flughafenausbau, 
gegen die NATO oder gegen die „Na- 
zis“ protestiert. Jemand muß ihnen ge- 
flüstert haben, das hätte alles irgend- 
wie mit Deutschland zu tun, und so gibt 
es für die kleinen abgerichteten 
Selbsthasser kein Halten mehr. Wir, 
die „Bürgerbewegung für unser Land“ 
und deren Freunde, haben nicht vor, 
aufzugeben. Wer wird nach einer 
Schlacht schon die Flinte ins Korn 
werfen? Das System hat durch seine 
lächerliche Überreaktion seine Hilflo- 
sigkeit an den Tag gelegt, was von uns 
im Rahmen der uns verbliebenen 
rechtlichen Mittel bis zur Neige ausge- 
nutzt werden sollte. Wichtig für das 
Gelingen zukünftiger Demonstrationen 
sind, neben rechtlichen Schritten, vor- 
herige Neuformierung und - 
mobilisierung der Sympathisantensze- 
ne. Um dieses Ziel zu erreichen, sollten 
einzelne Dienstaufsichtsbeschwerden 
eingeleitet, Kontakte untereinander ge- 
pflegt und unsere Ideen publiziert wer- 
den. Machen wir uns nichts vor: Die 
Herrschenden werden durch ihre Ab- 
hängigen ihren Machtanspruch mit aller 
Gewalt verteidigen und bemüht sein, 
unsere Aktivitäten zu vereiteln. Denken 
wir daran: Ein unverzichtbares Mittel 
jeglichen Machterhalts ist die Devise: 
„Teile und herrsche!“. O 


UN « Postfach 101706 + D-46017 Oberhausen 


UNABHÄNGIGE NACHRICHTEN 


Internet: hilp.2wereun-nachrichlen.ge « E-Post: ino@un-nachnchfen.de 
Nachrichtendienst und Mitteilungsblatt unabhängiger Freundeskreise 
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Das Bündnis RECHTS wendet sich in aller Schärfe gegen die Relativierun 


der Reichstagsinschrift „DEM DEUTSCHEN VOLKE“ durch das vom Bun- 


destag abgesegnete Haacke - Projekt 


Von Thorsten Thomsen 


Am Abend des 05.04. hat eine knappe 
Mehrheit der Abgeordneten des Bun- 


destages für die Installation eines 
„Kunstwerkes“ im Lichthof Nord des 
Reichstages gestimmt. Dabei handelt 
es sich um einen ca. 21m langen Holz- 
trog, in den jeder Abgeordnete einen 
Haufen Heimaterde werfen soll. Auf 
dem Erdhaufen soll dann in großen 
Neonbuchstaben die Inschrift "Der Be- 
völkerung" als Gegensatz zu der von 
dem Erdenker dieses Machwerkes, 
Hans Haacke, als "nationalistisch" be- 
zeichneten Inschrift am Westportal des 
Parlamentes "DEM DEUTSCHEN 
VOLKE" angebracht werden. 


Treibende Kraft bei diesem würdelosen 
Spektakel spielte der sogenannte 
„Kunstbeirat“ des Bundestages, des- 
sen Vorsitzender der Bundestagspräsi- 
dent Wolfgang Thierse ist, der sich 
schon im letzten Jahr für die Installati- 
on des Haacke — Projektes aussprach. 
Hier war an führender Stelle vor allem 
die schon öfter durch antideutsche 
Stimmungsmache aufgefallene CDU -— 
Politikerin Rita Süßmuth, aber auch 
andere Abgeordnete aus den etablier- 
ten Parteien CDU / CSU, SPD, FDP, 
Grüne und der kommunistischen PDS 
beteiligt. 
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Das Bündnis RECHTS wendet sich in 
aller Schärfe gegen die Entscheidung 
des Bundestages. Die Abgeordneten, 
die für das „Kunstwerk“ stimmten, ha- 
ben in eklatanter Weise gegen ihren 
Amtseid, den Nutzen des deutschen 
Volkes zu mehren und Schaden von 
ihm abzuwenden, verstoßen. Nachdem 
in der Mitte unserer Hauptstadt Berlin, 
in unmittelbarer Nähe des Reichstages, 
ein Schand- und Sühnemal zur Ze- 
mentierung ewiger Schuld erbaut wird, 
versuchen unsere „Volksvertreter“ nun, 
sich mit der Holztrog — Installation 
symbolisch von ihrem Souverän, DEM 
DEUTSCHEN VOLKE, dem sie diese 
Schuld aufgebürdet haben, zu befrei- 
en. 


Diese gegen das deutsche Volk und 
seine Identität gerichteten Maßnahmen 
verlangen nach Widerspruch und Pro- 
test. Darum rufen wir alle Deutschen, 
denen etwas daran lieg, DEM 
DEUTSCHEN VOLKE anzugehören 
dazu auf, ihren Protest gegen die Ma- 
chenschaften einer volksfernen, eid- 
brüchigen und deutschfeindlichen Poli- 
tikerclique kundzutun. 


www.widerstand.com/zorgan/welcome.htmi 
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Den sog. amerikanischen „Berater“ 
und „Prozeßkünstler“ Hans Haacke 
fordert das Bündnis Rechts auf, un- 
verzüglich Deutschland zu verlassen 
und nach New York zurückzugehen, 
um sich dort erst einmal mit der 
schändlichen Vergangenheit seiner 
amerikanischen „Bevölkerung“ aus- 
einanderzusetzen, die für die Ausrot- 
tung und Unterdrückung vieler indiani- 
schen „völkischen Minderheiten“ 
verantwortlich ist. Das Deutsche Volk 
benötigt keinen moralischen Erzie- 
hungsunterricht von Staatsbürgern ei- 
ner „Bevölkerung“, die auch heute 
noch völkerrechtswidrige Angriffskriege 
führt. 


Das Bündnis RECHTS bietet eine 
gemeinsame, volkstreue und nationale 
Plattform, um gegen derartige anti- 
deutsche Exzesse seine Stimme zu 
erheben. Denn wir fühlen uns — im Ge- 
gensatz zu den Abgeordneten, die für 
das Haacke — Projekt stimmten — nur 
einem gegenüber verpflichtet: 


DEM DEUTSCHEN VOLKE! U 


Zentralorgan als Kampfzeitung der Nationalen Opposition! 


E-mail: zentralorgan@widerstand.com 


Anschrift: Zentralorgan, c/o Postfach 12 02, D - 19288 Ludwigslust 
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VEREINIGTE RECHTE - VR - FÜR DEUTSCHLAND 
Bundesgeschäftsstelle, Wildseestr. 12, 70329 Stuttgart 


Landeshauptstadt Stuttgart 
Herrn 


Oberbürgermeister Dr. Wolfgang Schuster 


Postfach 10 60 34 
70049 Stuttgart 


Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 


im Namen des Bundesvorstandes der 
Partei Vereinige Rechte - VR - 
möchten wir gegen Ihr Vorhaben, ein 
Islamisches Zentrum im Stuttgarter 
Stadtteil Heslach zu dulden, auf das 
schärfste protestieren. Gerade Sie 
sollten als gewählter christlich - demo- 
kratischer Oberbürgermeister expansi- 
ven Islamisierungstendenzen in Ihrer 
Stadt eine klare Absage erteilen und 
ein klares Bekenntnis zu unserer 
christlich — abendländischer Kultur ab- 
legen. Statt dessen nehmen sie die 
Angste und Nöte Ihrer deutschen Mit- 
bürger in Heslach nicht ermst und set- 
zen sich unter falsch verstandener To- 
leranz gegen die Mehrheit Ihrer Bürger 
für den Bau dieses Islamischen Zen- 
trums ein. Wir empfinden es als eine 
Verhöhnung, daß Sie als Stuttgarter 
OB, dessen Partei CDU mit dem SIo- 
gan „MITTEN IM LEBEN“ plakativ in 
der Öffentlichkeit für Vertrauen wirbt, 
so vehement über die Interessen und 
Wünsche der deutschen Bevölkerung 
in Heslach hinweggeht. Wenn Ihre 
Partei wirklich im Leben der Menschen 
verankert wäre, so würden Sie schon 
längst in Erfahrung gebracht haben, 


Mario Meurer 
Bundesvorsitzender 


OFFENER BRIEF 


daß die Mehrheit der Deutschen keine 
multireligiöse Gesellschaft möchte und 
demzufolge die Nase voll hat von Zu- 
wanderung, Ausländerkriminalität und 
Ausländerwahlrecht. 

Mittlerweile warnt auch der Verfas- 
sungsschutz in seinen neuesten Publi- 
kationen vor der schleichenden Islami- 
sierung Deutschlands, dem Sie und 
Ihre Partei CDU neben den Anderen 
Vorschub leisten. Vielleicht wäre es 
ehrlicher das „C“ abzulegen und statt 
dessen dem Bürger offen zu sagen, 
daß Sie die multikulturelle und multire- 
ligiöse Gesellschaft wollen, für das 
kommende Ausländerwahlrecht ste- 
hen, islamisch gesinnte „Mitbürger“ in 
den Reihen ihrer Partei haben, statt mit 
Nebelkerzen zu werfen und durch ir- 
gendwelche Befragungen dem dum- 
men Michel suggerieren, Sie seien ge- 
gen die doppelte Staatsbürgerschaft. 
Wir fordern Sie hiermit auf, den Bau 
des Islamischen Zentrums in Heslach 
zu unterbinden und den europäischen 
Charakter unserer Stadt zu wahren. In 
Erwartung Ihrer Stellungnahme ver- 
bleiben 


Torsten Miksch, MdL 
Generalsekretär Q 
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Nicht schwarze Kassen, 
sondern schwarze Motive sind das Problem 


Von Manfred Roeder 


Das Schlimme an dem sogenannten 
Parteispendenskandal ist nicht, daß 
Schwarzgeld da war und mit Lügen 
gewaschen wurde. Was sind schon die 
paar Millionen! 


Auch Adenauer hatte seinen “Reptili- 
enfonds“, mit dem er bestimmte Sa- 
chen finanzierte, ohne das Parlament 
zu fragen. Bismarck arbeitet mit ge- 
heimen Geldern an der Reichsneu- 
gründung. Er mußte die Zustimmung 
des Bayerischen Königs mit einigen 
Millionen Goldmark einkaufen. Fried- 
rich der Große hatte zum Glück noch 
kein Parlament, das ihm in die Suppe 
spucken konnte, aber er benutzte da- 
mals dieselben Tricks wie alle andern: 
mit Falschgeld, Bestechung, Lügen. Er 
verabscheute diese Mittel, mußte sie 
aber anwenden, weil sonst Preußen 
immer den Kürzeren gezogen hätte. 
Auf die Motive kommt es an, auf den 
Zweck, wozu man Gelder einsetzt. 


Das mit schwarzen Parteispenden an- 
tideutsche Politik gemacht wurde, ist 
der wahre Skandal. Und die anderen 
Parteien, die keine schwarzen Kassen 
haben, machen genauso antideutsche 
Politik, daß es völlig wurscht ist, woher 
die ihr Geld haben. 


Hätte Kohl geheime Konten benutzt, 
um die Besatzungsmächte zu hinter- 
gehen, die Ausplünderung Deutsch- 
lands zu beenden und endlich unsere 
Unabhängigkeit wiederherzustellen, 


würden wir ihn als Helden feiern und 
nur bedauern, daß er nicht noch mehr 
Millionen zur Verfügung hatte. Er hat 
aber an Deutschlands Zerstörung ge- 
arbeitet, hat die Wiedervereinigung be- 
nutzt, um die Mitteldeutsche Industrie 
an habgierige Auslandshaie zu ver- 
schleudenm und die sozialistischen 
Enteignungen und das stalinistische 
Unrecht festzuschreiben. 


Was aber wäre seine und aller Politiker 
oberste Pflicht nach der Auflösung der 
DDR gewesen? Die BRD ebenso als 
Besatzungsprovisorium zu beenden 
und eine Reichsverfassung auszuar- 
beiten, damit das Reich, das bekannt- 
lich nie untergegangen ist, wieder er- 
stehen und handeln kann. Erst dann 
wäre die würdelose und rechtlose Be- 
satzungs- und Nachkriegszeit beendet 
gewesen. Aber was taten diese Herr- 
schaften in Bonn? Sie verewigten das 
Besatzungsrecht in Deutschland und 
erklärten es zur Verfassungsgrundlage. 


Das Schlimmste aber ist die Ohnmacht 
des Volkes, daß es glaubt, gar nichts 
anderes machen zu können, als ande- 
re korrupte Politiker zu wählen. Dabei 
wäre die einzig wirksame Antwort des 
Volkes: alle Parteipolitiker zum Teufel 
zu jagen, weil sie alle nur an ihre 
Pfründe und nicht an Deutschland 
denken. Das Volk müßte einmütig jede 
Wahl verweigern, bis ein anderes Sy- 
stem da ist mit Volks- und nicht mit 
Parteivertreten, wie es sogar im 
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Grundgesetz vorgesehen ist. Die Par- 
teien sollen mitwirken, aber kein Mo- 
nopol haben. 


Der Skandal ist, daß jetzt wieder nur 
Parteivertreter über den Parteiskandal 
reden. Da ‚kann man genauso gut 
Füchse über die Sicherheit im Hühner- 
stall beraten lassen. Nein, jetzt müssen 
parteilose Persönlichkeiten, die es ja 
zum Glück in Deutschland gibt, ein 
volksnahes System schaffen, das von 
keiner Partei mehr ausgeplündert wer- 
den kann. Das muß unsere Grundfor- 
derung sein! 

Und wenn Parteien überhaupt noch 
zugelassen sein wollen, dann dürfen 
sie nur so viele Sitze im Parlament be- 
anspruchen, wie ihrer Mitgliederzahl 
entsprechen. Nur drei Prozent der 
Wähler sind Mitglieder in Parteien, alle 
anderen 97 Prozent wollen von Partei- 
en nichts mehr wissen. Alle andem 
müssen gestandene Persönlichkeiten 
aus den verschiedensten Bereichen 
des Volkes sein. 


Die Konsequenz aus dem Parteispen- 
denskandal muß sein: ein für allemal 
die Parteienherrschaft über das Volk zu 
brechen. Wir brauchen Volksvertreter 
und keine Parteivertreter! Wir brauchen 
die Mitwirkung des Volkes auf allen 
Ebenen. Das Machtmonopol und das 
Monopol zur Meinungsbildung muß 
den Parteien entrissen und dem Volk 
zurückgegeben werden. 
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Und das Reich muß wieder belebt wer- 
den. Der Reichsgedanke lebt ja. Er lebt 
nicht nur hier bei uns, sondern ganz 
stark in Flandern und in der Schweiz, 
und es wird Zeit, daß wir ihm Raum 
geben. 


Wie kann das geschehen? Auf keinen 
Fall dürfen wir bis zur nächsten Wahl 
warten. Wir müssen unser ganzes 
Denken überhaupt unabhängig von 
Wahlen machen. Bei Wahlen werden 
nur die Posten unter lauter Postenjä- 
gern neu vertel. Am Schicksal 
Deutschlands ändert sich dadurch gar 
nichts. 

Was haben wir für Möglichkeiten? Wir 
müssen immer zwei Dinge tun: Unsere 
positiven Ziele klar herausstellen, damit 
jeder weiß, für was wir eintreten. Und 
wir müssen uns wehren gegen das Un- 
recht, das man uns und unserem Volk 
dauernd antut. 


‚man t hat. es ee | 


‘oder man findet: es 


algenası und nie. en 
Hanns Johst 


Das positive ist das Deutschtum. Wir 
müssen wissen, was das ist. Müssen 
unsere Feste feiern, Sonnenwenden, 
Gedenktage. Müssen unsere Lieder 
singen und unsere Dichter und Helden 
kennen. 

Das Unrecht anprangern ist aber ge- 
nauso wichtig. Den Verrat am Reich, 
am deutschen Volk, an unseren Wer- 
ten. Wir müssen da, wo gelogen wird, 
widersprechen. Wir müssen mit unsern 
Forderungen auf die Straße gehen, wie 
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es das Bündnis Rechts und andere be- 
reits tun. Wir müssen offen gegen das 
geplante Schandmal in Berlin auftre- 
ten, wie es bereits einmal beim Marsch 
durchs Brandenburger Tor geschehen 
ist. 

Was nicht ee ist, 

Ri äf: it von udn 
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Ein ganz wichtiges und wirksames 
Mittel sind auch Prozesse. Es geht 
nicht darum, für irgendwelche unbe- 
dachten Äußerungen ins Gefängnis zu 
gehen. Es geht darum, die Unterdrük- 
kung der Meinungsfreiheit bei jeder 
Gelegenheit anzuprangern. Der Bun- 
destag tut fast nichts anderes mehr, als 
das eigene Volk immer weiter zu ent- 
mündigen, zu entrechten und Auslän- 
dern und antideutschen Minderheiten 
immer mehr Rechte einzuräumen. Der 
Bundestag, der schon lange kein 
“deutscher“ mehr ist, ist zur größten 
Gefahr für unser Volk geworden. Er 
bedroht, wie kein anderer, die Grund- 
lage, das Lebensrecht unseres Volkes. 
Hier sind unsere Forderungen, die wir 
vor Gericht und auf der Straße erhe- 
ben: 


- Wiederherstellung der Meinungs- 
freiheit. Streichung des Volksver- 
hetzungsparagraphen, der nur der 
Unterdrückung unseres Volkes dient 
und zu einem Terrorinstrument einer 
politischen Justiz verkommen ist. 
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- Schluß mit den Hausdurchsuchun- 
gen am Fließband wegen politischer 
Meinungen. Um nach einem mißlie- 
bigen Flugblatt oder Buch zu su- 
chen, setzt der Staat seine ganze 
geballte Macht ein. Hausdurchsu- 
chungen darf es nur bei Kapitalver- 
brechen, aber niemals wegen politi- 
scher Meinungen geben. 

- Schluß mit dem ganzen Holocaust — 
Rummel! Wir wollen davon nichts 
mehr hören! Kein Schandmal in 
Berlin! Schon kommen die Zigeuner 
mit der Forderung für ein eigenes 


Denkmal. Dann kommen die 
Schwulen, die Zeugen Jehovas 
USW. 


- Verabschiedung einer Reichsver- 
fassung von parteiunabhängigen 
Persönlichkeiten. Parteien können 
geduldet werden, dürfen aber nie- 
mals Macht über das Volk bekom- 
men. Sonst ist der Sumpf vorpro- 
grammiert. Gesetzgeber und Regie- 
rung dürfen nur die Interessen des 
gesamten Volkes und nicht einer 
Partei vertreten. 

Nach meinem Studienbuch von 1948 
lautete meine Staatsangehörigkeit 
“Deutsches Reich“. Dieses Reich aber 
ist laut Bundesverfassungsgericht nie 
untergegangen. Wann und wodurch 
also kann ich meine Staatsangehörig- 
keit verloren haben? Ich habe sie nie 
verloren. Man will sie mir klammheim- 
lich stehlen und dann so tun, als ob es 
sie nie gegeben hätte. 

Das aber werden wir uns nie gefallen 

lassen! Das Reich muß uns doch blei- 

ben! O 


Ein Volk, das mit Lust und Liebe die Ewigkeit seines Volkstums auffaßt, 


‚kann zu allen Zeiten sein ANSHETBEDUEERTGER und seinen Auferstehungstag 


feiern. 


Friedrich Ludwig Jahn 
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Niederlage für David Irving 


Revisionistischer Historiker vor dem Aus? 


Von Thorsten Thomsen 


Am Dienstag, den 11. April schmetterte 
das oberste britische Zivilgericht, der 
High Court in London, eine Klage des 
revisionistischen Historikers David Ir- 
ving gegen die jüdisch-amerikanische 
Verfasserin des Buches „Denying the 
Holocaust — The Growing Assault on 
Truth and Memory“, Deborah Lipstadt 
und den britischen Penguin-Verlag ab. 
Irving wehrte sich seit dem 11. Januar 
in dem Verfahren dagegen, daß ihn die 
Beklagte in zuvorgenanntem Buch als 
„Hitler- Bewunderer“ und einen der 
„gefährlichsten Sprecher für die Leug- 
nung des Holocaust“ genannt und da- 


mit seinen Ruf als Historiker erheblich 
geschädigt hatte. Zwar gibt Irving of- 
fenbar zu, daß er die Existenz von 
Gaskammern leugnet, doch will er da- 
mit kein Holocaust-Leugner sein, denn 
— so seine Definition — ein Holocaust- 
Leugner sei jemand, der „absichtlich 
Fakten verdreht und unter Mißachtung 
aller existierenden historischen Bewei- 
se das Verbrechen, das als eines der 
schlimmsten der Geschichte bekannt 
ist... den Massenmord an den Juden, 
leugnet.“ Das aber täte er nicht. Wenn 
er die Existenz von Gaskammem in 
Zweifel zieht, argumentiert Irving, dann 
verdrehe er nicht absichtlich Fakten, 
sondern könne als kritischer Forscher 
belegen, wovon er spricht. Mit dieser 
Argumentation, die er ohne rechtlichen 
Beistand, aber mit mannigfaltigen Ver- 
suchen, seine historische Sichtweise 
zu belegen, im Gerichtssaal vortrug, 
kam er letztendlich nicht durch. Beson- 
ders folgenreich - im negativen Sinne - 
sind in diesem Zusammenhang vor al- 
lem die Ausführungen des Richters 
Charles Gray in der Urteilsbegründung, 
wonach Irving in gravierender Weise 
die Beweislage falsch dargestellt und 
historische Fakten manipuliert habe. 


Das Urteil ist für jemanden, der die po- 
litischen Verhältnisse realistisch be- 
trachtet, keine Überraschung. Denn 
während Irving seine Verteidigung 
höchstpersönlich und mit eigenen fi- 
nanziellen Mitteln betrieb, wurden die 
Anwälte und „Experten“ seiner Kontra- 
hentin Lipstadt - laut Sunday Telegraph 
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und Jewish Cronicle - von dem jüdisch- 
amerikanischen Filmregisseur Steven 
Spielberg und anderen einflußreichen 
Personen des Judentums finanziert. 
Ohnehin gilt Lipstadt in Insider -Kreisen 
als Marionette des „Shoah-Business“, 
dessen Ziel es ist, den Holocaust ge- 
winnbringend zu vermarkten. 


Schon seit einigen Jahren wird auf den 
vormals anerkannten Geschichtswis- 
senschaftler Irving heftig eingedro- 
schen. Dies passierte genau ab dem 
Zeitpunkt, als der für seine akribische 
Quellenrecherche bekannte und oft 
gelobte Historiker Sichtweisen zum 
Thema Holocaust publizierte, die von 
der offiziellen, auf „Offenkundigkeit“ 
basierenden Geschichtsschreibung 
abwichen. Seitdem gilt der zuvor bei 
etablierten Verlagen wie Bertelsmann, 
Hoffmann & Campe und Ullstein ver- 
legte Buchautor als Aussätziger und 
hat sogar Einreiseverbot in einigen 
Ländern, u.a. auch in Deutschland. In 
die Gruppe der Schmährufer reihte sich 
jüngst auch der britische Verleger Lord 
Weidenfeld ein, der in der Tageszei- 
tung Die Welt vom 17.04. schrieb: 
„Später lehnten wir es ab, sein Buch 
‚Hitler as Warlord‘ (‚Hitler als Kriegs- 
herr‘) zu veröffentlichen, was ihn dazu 
brachte zu behaupten, dies sei auf 
Druck jüdischer Organisationen ge- 
schehen. Als ob ich, der ich mich 
mein Leben lang für zionistische 


‚fahren können auf der Internetseite David Irvings (in englischer Sprache) 


nachgelesen werden: 


Belange engagiert habe, einen sol- 
chen Druck bräuchte!“ Irving, damals 
wohl noch etwas naiv, hatte sich, vom 
Streben nach Wahrhaftigkeit getrieben, 
in eine aussichtsliose Position bege- 
ben. 


Diese Position wurde nun am 11. April 
noch einmal für die gesamte Weltöf- 
fentlichkeit verdeutlicht. Irving hat mit 
seinem Prozeß genau das Gegenteil 
von dem erreicht, was er beabsichtigte. 
Andre Goertz scheint mit seiner Ein- 
schätzung - zu lesen in den NIT- 
Internetnachrichten - richtig zu liegen, 
wenn er schreibt: „So bleibt vom Pro- 
zeß in der Wahrnehmung der Öf- 
fentlichkeit nur die Niederlage Ir- 
vings, seine Zerstörung als Histori- 
ker, seine Ruinierung als Mensch. 
Die Holocaustforschung hat, auch 
wenn dies noch nicht offen erklärt 
wird, ihr Ende gefunden. Detailfra- 
gen sind nicht mehr erwünscht, ab- 
weichende Meinungen weltweit ver- 
unmöglicht.“ 


Die revisionistische Geschichtsschrei- 
bung hat mit dem Urteilsspruch im Ir- 
ving/Lipstadt-Verfahren einen schwe- 
ren Schlag erhalten. Obwohl sich Irving 
weiterhin kämpferisch gibt und gegen 
das Urteil Berufung einlegen will, dürfte 
der 11. April 2000 den Verfechtern 
nonkonform-historischer Auffassungen 
als tiefschwarzer Tag in Erinnerung 


bleiben. 0 


rötokolle, Kreuzverhöre) zum Ver- 
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Dennis Entenmann 


Eine Zusammenfassung von Gabriele Schlauch 


Im Juli 1998 wohnte Dennis E. bei ei- 
nem unpolitischen Bekannten in Reut- 
lingen zusammen mit seiner damaligen 
Lebensgefährtin. Dieser Bekannte 
hatte dann Mitte Juli "98 eine Haus- 
durchsuchung wegen Betruges, da er 
auf falsche Namen bei diversen Ver- 
sandhäusem bestellt hatte. Bei dieser 
Hausdurchsuchung entdeckten die 
Staatsdiener einen Koffer mit Tonträ- 
gern vom “Südsturm — Versand“, des- 
sen Betreiber Dennis E. war. Neben 
den Tonträgern befanden sich noch 
diverse Fanzines und Bestellkataloge 
des Versandes. Da zu diesem Zeit- 
punkt die Ausschreitungen der Hooli- 
gans in Frankreich stattfanden, mußte 
sich Dennis E. üble Unterstellungen 
der Beamten anhören. Dabei knickte 
der Bekannte von Dennis E. ein und 
verriet den Polizeibeamten den von 
Dennis E. für seinen Versand anonym 
angemieteten Lagerraum. Daraufhin 
wurde sofort der Staatsschutz einge- 
schaltet, der wegen “Gefahr im Verzug“ 
sofort eine Durchsuchung des Lager- 
raumes vomahm. Dort wurde dann der 
komplette Lagerbestand beschlag- 
nahmt. Darunter befanden sich zahlrei- 
che Videos, CD’s, Kleidungsstücke, 
diverses Propagandamaterial sowie 
private Unterlagen. 

Unter den Tonträgern befanden sich 
auch CD’s der Gruppe “Böhse Onkelz“, 
welche Lieder enthielten, von denen 
sich die Frankfurter heute distanzieren. 
Dadurch kam es dann dazu, daß Den- 
nis E. eine Strafanzeige von den An- 
wälten der “Böhsen Onkelz“ wegen 


Verstoßes gegen das “Marken- und 
Urheberrecht“ bekam. 

Da Dennis E. auch gelegentlich Pakete 
von seinem Bekannten annahm, wel- 
che dieser auf falschen Namen bestellt 
hatte, wurde auch in dieser Sache ein 
Verfahren gegen Dennis E. eingeleitet. 
Aufgrund dieser Durchsuchungen 
trennte sich die Lebensgefährtin von 
Dennis E. und sagte sogar gegen ihn 
aus. Er flog dann auch noch aus der 
Wohnung und saß sechs Wochen auf 
der Straße. Vom Sozialamt bekam 
Dennis E. keinerlei Unterstützung. 
Ende August lernte er dann eine Ka- 
meradin kennen, deren Eltern ihn Ende 
September ’98 aufnahmen. Durch ih- 
ren Bruder fand Dennis E. eine neue 
Arbeitsstelle. Im Februar "99 schaffte 
sich Dennis E. einen Computer an und 
erstellte im März/April "99 eine Inter- 
netseite der “NBC“ ( Nationale Bürger- 
front Calw). Die NBC war eine kleine 
Gemeinschaft von volkstreuen Aktivi- 
sten. 

Im Juli 1999 hatte Dennis E. dann eine 
erneute Durchsuchung, bei welcher der 
PC beschlagnahmt wurde. Als Durch- 
suchungsgrund war diesmal folgendes 
angegeben: 

Es wurde behauptet, Dennis E. hätte 
zum Mord an zwei Personen per Inter- 
net aufgerufen. Bei einer der zwei Per- 
sonen handelte es sich um einen Ar- 
beitskollegen, bei der anderen um ei- 
nen 19-jährigen Linksextremisten aus 
dem Raum Siegen, welcher im Internet 
ziemlich bekannt war, durch diverse 
Äußerungen in Gästebüchern nationa- 
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ler Internetseiten und Beschimpfungen 
in sog. “Chat — Räumen“ usw. Wie sein 
Arbeitskollege aussagte, gab es nie- 
mals Streitigkeiten zwischen Dennis E. 
und ihm. Das sog. Opfer war selbst der 
Meinung, daß Dennis E. unschuldig 
sei. Anfang November ’99 fand dann 
die erste Hauptverhandlung statt. Noch 
vor dem eigentlichen Beginn der Ver- 
handlung reichte die Staatsanwalt- 
schaft, Herr Sollte (Tübingen), einen 
erneuten Antrag auf Durchsuchung ein. 
Grund hierfür war folgendes: 

Im August lemte Dennis E. eine Frau 
Nadine K. kennen, die den “Kühner’s 
Arier Vertrieb“ ohne Gewerbeschein 
führte. Von ihr bekam Dennis E. einen 
Fernseher und einen Computer ge- 
schenkt. Sie bat ihn Werbung für den 
Versand zu machen und gab ihm Visi- 
tenkarten und Aufkleber für den Ver- 
sand. Sie vertrieb auch CD’s, gegen 
die ein Beschlagnahmebeschluß vor- 
liegt und fragte Dennis E. des öfteren, 
ob er ihr nicht indizierte und beschlag- 
nahmte CD’s besorgen könnte, was 
von Dennis E. jedesmal verneint wur- 
de. So wurde auch die Polizei allmäh- 
lich auf den “Arier — Vertrieb“ aufmerk- 
sam und stattete Frau Kühner einen 
Besuch ab. Dort stießen die Beamten 
auf einiges Material, jedoch nicht auf 
alles, weil Frau K. anscheinend mit ei- 
nem Besuch durch die Polizei rechne- 
te. So schickte sie Dennis E. ca. 100 
CD's mit strafbarem Inhalt und fal- 
schem Absender zu. Dieses räumte 
Nadine K. auch bei der Polizei ein. 
Später sagte sie aus, Dennis E. hätte 


sie zum Verkauf gezwungen, indem er 
ihr eine Waffe an den Kopf hielt. Ge- 
genüber einem Kameraden gab sie 
dann zu, daß Dennis E. sie niemals 
bedroht habe. Doch vor der Polizei be- 
stritt sie dieses jedoch wieder. Des 
weiteren hatte Nadine K. bei Dennis E. 
einen Kartenvertrag für ein Mobiltelefon 
abgeschlossen, was sie nun auch noch 
bestreitet. Nun wird Dennis E. deshalb 
auch noch Betrug und Bedrohung in 
Verbindung mit Verbreiten von Kenn- 
zeichen verfassungswidriger Organisa- 
tionen vorgeworfen. 

Außerdem wurde Dennis E. noch we- 
gen einer Propagandaaktion aus dem 
Jahre 1997 angeklagt, weil er einen 
anscheinend volksverhetzenden JN — 
Aufkleber “Auch das ist Völkermord“, 
auf dem ein weißer Po zu sehen ist, 
der von einer schwarzen Hand ange- 
faßt wird, verbreitet haben soll. 

Bei der Verhandlung trat u.a. ein Zeu- 
ge des Internetproviders AOL auf, wel- 
cher nur bezeugen konnte (wie auch 
die zwei Zeugen vom LKA Stuttgart), 
daß man Dennis E. nichts nachweisen 
könne. Auch Karl Witzky und Alexan- 
der Ziller von der JN / NPD Ludwigs- 
burg / Stuttgart traten als Zeugen auf. 
Die zwei gaben auch Interviews ge- 
genüber diversen Medien. Ziller hatte 
im Juni 1999 auch private Fotos von 
Dennis E. an die Zeitschrift “Sterm“ 
herausgegeben und diese auch mit 
Informationen über ihn beliefert. 

Gegen Alexander Ziller wird nun er- 
mittelt, als an einem der Verhandlungs- 
Tage herauskam, daß er im Internet 
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zu Straftaten gegen Dennis E. aufge- 
rufen hatte. Außerdem wurde deutlich, 
daß Ziller und Witzky im Sommer 1998 
die Staatsschützer über den “Südsturm 
Versand“ informiert hatten. 

Bei den ganzen Ermittlungen gegen 
Dennis E. wurde geschlampt. Es wur- 
den Nachermittlungen während der 
Hauptverhandlung gemacht, welche 
schon vor Klageerhebung getätigt hät- 
ten werden müssen. So wurde bei- 
spielsweise drei Monate nach dem er- 
sten Verhandlungstag der PC immer 
noch vom BSI ausgewertet. Personen, 
die im Verdacht standen, den Mordauf- 
ruf ins Internet gestellt zu haben, wur- 
den als Zeugen vor Gericht geladen, 
anstatt gegen sie zu ermitteln bzw. ihre 
Wohnung zu durchsuchen. Es ist ein 
reiner Indizienprozeß. Da Dennis E. 
über eine der beiden Personen Daten 
gesammelt hatte, stehe er nun einmal 
sehr stark im Verdacht und werde ver- 
mutlich auch deshalb verurteilt werden. 
Anhaltspunkte für die Erstellung der 
Internetseiten wurden selbst nach ei- 
nem Sondergutachten des BSI nicht 
gefunden. Die Mitarbeiter des Verfas- 
sungsschutzes, welche die Aufrufe an- 
scheinend entdeckt hatten, reden sich 
geschickt raus, um als Zeugen nicht 
auftreten zu müssen. Sie dürfen an- 
scheinend nicht aussagen. Man könne 
meinen, der Verfassungsschutz stieß 
durch einen Tip auf die Internetseiten. 
Aber es geht hier anscheinend nicht 
um die Wahrheit, sondern einzig und 
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allein darum, Dennis E. zu verurteilen. 
Man wird nicht aufhören, neue haar- 
sträubende Ermittlungsverfahren ge- 
gen Dennis E. einzuleiten, bis man ihn 
lange genug hinter Gittern hat. Ganz 
zu schweigen von dem finanziellen 
Schaden, der ihm angerichtet wurde. 
Selbst bei einer Bewährungsstrafe 
werde er noch lange an den Schulden 
knabbemn können. Das größte Problem 
scheint zu sein, daß sie ihn trotz aller 
Willkür nicht brechen konnten. 

Anstatt aufzugeben, formierte man sich 
im Juli 1999 zum DFS (Deutscher 
Freundeskreis Schwaben) und betrieb 
das NIT Schwaben (später Infotelefon 
BR, was vorerst wegen beschlag- 
nahmter Geräte eingestellt werden 
mußte). Im August 1999 wurden der 
DFS durch die Rudolf Hess — Aktionen 
bundesweit bekannt, da deren Propa- 
gandamaterial im ganzen Bundesge- 
biet verteilt wurde. Auch in der örtlichen 
Presse machte Dennis E. im Bezug mit 
dem DFS Schlagzeilen. Mit der Durch- 
suchung am 8. März 2000 gelang es 
dem Staatsschutz den DFS enorm zu 
schwächen, da die gesamte Auflage 
des Rundbriefes “Der Germane“ sowie 
zwei Computeranlagen usw. beschlag- 
nahmt wurden. Jedoch konnte der 
Staatsschutz trotz Beschlagnahme der 
Computer die Internetseiten des DFS 
nicht stoppen. Auch für das Infotelefon 
wird bald eine Lösung gefunden wer- 
den, damit es wieder erreichbar ist. U 
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Verbotsterror und Willkür in Göttingen — 
wie eine Stadt sich dem Antifa — Terror beugt 
Von Julius Becker 


Als die Göttinger NPD am 15. April 2000 
zum dritten Male in Göttingen, Deutsch- 
lands Antifa — Hochburg Nr. 1, zu einer 
Demonstration aufrief, wurde dem natio- 
nalen Widerstand wieder einmal die 
Rote Karte gezeigt, während der DGB 
und die kriminelle Antifa im Gegenzug 
unbehelligt marschieren durften. Obwohl 
alle Konditionen und Auflagen der Stadt 
seitens der Göttinger NPD berücksichtigt 
wurden, und sogar auf einen Marsch 
durch die Innenstadt verzichtet werden 
mußte, griffen die Stadt und Gerichte 
dennoch zu fiktiven (angenommenen, 
erdachten) und fadenscheinigen Grün- 
den, um eine Gefährdung der öffentli- 
chen Sicherheit deklarieren zu können. 
Hinzufügend muß bekannt gemacht 
werden, daß die von der Stadt aufge- 
führten Gründe, die das feige Verbot 
herleiten sollten, nicht einmal der Wahr- 
heit entsprachen. Ferner wurden der 
Göttinger NPD Straftaten sowie Mangel 
an Kooperationsbereitschaft zu Unrecht 
vorgeworfen. Sieht man einmal davon 
ab, daß die Behörden wiederholend sei- 
ne selbst kreierten und angepriesenen 
Grundrechte bricht, muß hervorgehoben 
werden, daß man sich sogar der Lüge 
bedient hat, um gegen die nationale Be- 
wegung vorgehen zu können. 

Der DGB hingegen, der sich als akzen- 
tuiert demokratisch bezeichnet (hier wird 
deutlich, daß Demokratie „Herrschaft 
des Fußvolkes“ bedeutet), heizte in den 
Tagen vor der nationalen Kundgebung 
die Stimmung gegen die NPD an, und 
zeigte mit einer demagogisch aufge- 
machten Postwurfsendung, in der die 


Primitivität und Ignoranz dieser Klassen- . 


kampfmumien nur zu deutlich zum Aus- 
druck kam, seine fauligen Zähne. 


Der „Antifa“, welche in den vergangenen 
Monaten durch mehrere Bekenner- 
schreiben zu kriminellen Machenschaf- 
ten in Erscheinung trat, war es ebenfalls 
gestattet, trotz Gewaltandrohungen auch 
gegen die Polizei, durch die Straßen zu 
schlurfen. 

Kameraden, helft uns im Kampf um Göt- 
tingens Straßen! Nie hat eine Stadt sich 
so vehement gegen eine nationale 
Kundgebung ausgesprochen. Laßt uns 
nicht in diesem Staat kapitulieren! Zeigt 
weiter Solidarität, und laßt uns gemein- 
sam dafür Sorge tragen, daß der ekel- 
hafte Antifa- und Verbotsterror in Göttin- 
gen und im ganzen Land bekämpft wird, 
statt daß er sich überall ausbreitet, wie 
ein Krebsgeschwür! Wir lassen uns nicht 
durch die hinterhältigen und feigen An- 
wendungen dieses Staates unterdrük- 
ken! Im Gegenteil, die Geschehnisse 
bisher müssen als Ansporn dienen, 
weiterhin in Göttingen die Fahne hoch 
zu halten. Wir geben uns noch nicht ge- 
schlagen! 

Veränderungen erzwingen wir durch 
Einsatz! Das System, daß immer wieder 
seine verlogene Fratze unter Beweis 
stellt, und schützende Hände über die 
ihm nützlichen Straßenmarodeure na- 
mens „Antifa“ hält, muß begreifen, daß 
in Göttingen die Stunde geschlagen hat, 
wo der selbst herbeigeführten Verwahr- 
losung durch den amtierenden Spätlibe- 
ralismus konfrontativ entgegengewirkt 
wird. Daher Kameraden, schließt euch 
an im Kampf um Göttingen! Helft mit, zu 
verhindern, daß Göttingen Deutschlands 
linke Terrorzentrale bleibt! 

Auf zur nächsten nationalen Großkund- 
gebung nach Göttingen! U 
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Leserbriefe: 


Arbeitslosigkeit ist systembedingt 


Von Mario Meurer, Bundesvorsitzender der Vereinigten Rechten 


Während die Bonner Systemparteien 
sich immer mehr im Gestrüpp der 
Steuerpolitik verheddern und es ver- 
säumen, ihre beschäftigungspeoliti- 
schen Hausaufgaben zu erledigen, 
steigt in Deutschland die Arbeitslosig- 
keit ständig, unaufhörlich an. Die politi- 
sche Klasse schwelgt in Sekt und Ka- 
viarlaune, verfällt dem Fusions-, Divi- 
denden- und Spekulationsfieber und 
kümmert sich einen Dreck um die Sor- 
gen und Nöte der arbeitenden Bevölke- 
rung. Statt dessen sinnieren diese Her- 
ren der neuen Berliner Republik dar- 
über nach, wie man dem deutschen 
Arbeiter neue Lasten und Abgaben 
aufbürden kann. 

Fakt ist, daß Kürzungen und Sozialab- 
bau a’la Brüning Rot — Grün ihr ehrgei- 
ziges Ziel, nämlich die Arbeitslosen- 
zahlen zu halbieren, schon längst aus 
den Augen verloren haben, nach dem 
Motto was kümmert mich mein dum- 
mes Geschwätz von gestern. Mittler- 
weile haben wir jetzt schon offiziell re- 
gistrierte 4,65 Mio. Arbeitslose und 
wenn man ehrlicherweise auch noch 
die Sozialhilfeempfänger, Umschüler, 
Obdachlosen und ABM - Kräfte mit 
hinzuzählen würde, dann würde dies 
einen realen Stand von 8 Millionen 
Menschen bedeuten, die zur Zeit im 
kollektiven Freizeitpark Deutschland 
beschäftigungslos sind. 

Aber auch die deutsche Wirtschaft hat 
ihre damaligen Beschäftigungszusagen 
nicht eingelöst. Allein 500000 Arbeits- 
plätze hatte der Zentralverband des 


deutschen Handwerks versprochen, 
wenn man den Kündigungsschutz lok- 
kern würde. Statt neuer Arbeitsplätze 
hagelt es Kündigungen. 


Mittlerweile gehören Existenzangst und 
Arbeitslosigkeit in Deutschland zu den 
normalen Begleiterscheinungen unse- 
res Lebens, die selbstverständlich sei- 
en, wenn man die Äußerungen unserer 
Wirtschaftsführer und ihrer rot — grünen 
Helfershelfer richtig interpretiert. 


Euro und Globalisierung zwingen die 
deutschen Unternehmen zur Konzen- 
tration, auch ein Symptom einer ver- 
fehlten Wirtschaftsordnung. Wer sich 
heute im internationalen Wettbewerb 
behaupten will, muß optimale Stück- 
zahlen für eine Kostendegression in 
Fertigung, Logistik, Vertrieb sowie For- 
schung und Entwicklung erreichen. Wo 
bleibt der deutsche Arbeiter? Was für 
Banken und Aktionäre mehr Gewinn 
bedeutet, bringt dem deutschen Ar- 
beiter den Verlust seines Arbeitsplat- 
zes. Eine überfallartige Gewinnoptimie- 
rung auf dem Rücken des deutschen 
Volkes. Die Banker als Vollstrecker ei- 
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ner Diktatur der Bilanzen ist unsozial 
und widerspricht auch den wahren 
Interessen der deutschen Arbeitneh- 
merschaft. 


Deutschland steht vor gewaltigen Ver- 
änderungen und der Bereitschaft nur 
mit Transparenten und Trillerpfeifen 
gegen diese Ergebnisse eines totalen 
Politikversagens der etablierten herr- 
schenden Klasse in Deutschland zu 
kämpfen wird beileibe nicht mehr aus- 
reichen. Wir müssen endlich dafür Sor- 
ge tragen, daß in unsere Wirtschafts- 
politik wieder nationale Präferenzen 
gesetzt werden, d.h. die Wirtschaft 
muß sich den nationalen Interessen 
ihres Landes bzw. dessen Bevölkerung 
unterordnen. 


LÜBSCHER AUFNLANET, 


Die Vereinigte Rechte spricht sich in 


ihrem Programm klar über eine 
Freihandels- und Globalisierungspolitik 
aus und wird aus den oben genannten 
Gründen sich im Interesse unserer Be- 
völkerung einer rücksichtslosen Privati- 
sierung des Marktes widersetzen. 

Wir brauchen dringend ein nationales 
Beschäftigungsprogramm, Maßnah- 
men gegen Kapitalflucht, eine Ausbil- 
dungsgarantie, eine massive Besteue- 
rung von Spekulationsgewinnen, eine 
Beschneidung der Macht der Banken 
und der Börse sowie die Realisierung 
neuer Arbeitszeitformen. Letztendlich 
wird nur eine Umorientierung unseres 
Wirtschafts- und Finanzsystems Ande- 
rungen für die Masse der Bevölkerung 
bringen. U 
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Der Fall Kay Diesner — Nationaler Gefangener oder nicht? 


Von Peter K. Maaßen 


Jedem Leser dürfte der Fall Kay Dies- 
ner ausreichend bekannt sein, so daß 
ich diese Geschichte nicht nochmals 
extra zu Papier bringen muß. Dieser 
Artikel soll klären (zumindest aus mei- 
ner Sicht), ob Kay Diesner ein natio- 
naler Gefangener ist. 


Es ist eine unbeschriebene Tatsache, 
daß Kay Diesner aus Rachegelüsten 
auf einen PDS - Buchhändler ge- 
schossen hat und diesen schwer ver- 
letzte. Mit welcher Berechtigung hat er 
das getan? Nur weil dieser ein politi- 
scher Gegner ist? Würde ich auf alle 
meine politischen Gegner schießen 
wollen, dann wäre ich den ganzen Tag 
unterwegs, könnte damit aber nichts 
verändern. Außerdem sind das RAF - 
Methoden. In manchen Augen mag ich 
diese Angelegenheit falsch sehen, 
aber ich sage / schreibe immer und 
immer wieder, daß ich kein Nationalist 
bin. Trotzdem kämpfe ich für unser 
Land im Rahmen der gegebenen Mög- 
lichkeiten, nicht in Rambo — Aktione- 
nen. Nichts anderes ist die Aktion von 
Kay Diesner für mich. 


Es mag zwar im Sinne des Deutschen 
Reiches richtig sein, daß wir uns im 
Kriegszustand befinden, das darf aber 
heutzutage keinen Kameraden berech- 
tigen, willkürlich den Gegner zu er- 
schießen bzw. dies zu versuchen. Auf 
der Flucht hat Kay Diesner dann einen 
Polizeibeamten schwer verletzt, einen 
anderen sogar getötet. Das ist keine 
Politik! Das ist Schwachsinn! 


Laut meinen Informationen hat Kay 
Diesner vor seiner Rambo — Aktion 
gute Arbeit für den „Nationalen Wider- 
stand“ geleistet. Das mag alles sein, 
schön und gut, aber mit Morden und 
Mordversuchen ist die Grenze der poli- 
tischen Tätigkeit entschieden über- 
schritten. 


Für meine Begriffe ist Kay Diesner kein 
nationaler / politischer Gefangener! 
Mord und Mordversuch ist ein Kapital- 
verbrechen. Die Rechten (leider auch 
viele Möchtegern — Rechte) sprechen 
von Recht und Ordnung. Ist Kay Dies- 
ner ein Kämpfer für Recht und Ord- 
nung? Garantiert nicht! 


Hier muß ich nun auch auf die HNG zu 
sprechen kommen. Diese ist eigentlich 
eine gute Sache, aber wenn ich mir die 
Gefangenenliste anschaue, dann be- 
komme ich das Grausen. Wer sich dort 
alles als politischer Gefangener eintra- 
gen läßt bzw. aus animösen Gründen 
eingetragen wird, das sind (leider, lei- 
der) überwiegend Kriminelle, die mit 
politischen Straftaten nichts zu tun ha- 
ben. Sind Diebstahl, Raub, Körperver- 
letzung u.ä. eine politische Straftat? 
Garantiert nicht, das ist kriminell. Sol- 
len Kriminelle die Macht in diesem 
Land übernehmen? 


Es wird Öfters behauptet, daß ein 
Raubüberfall zur Beschaffung von Geld 
für den Kampf Deutschlands begangen 
wurde. So nicht, liebe Kameraden(?), 
mit Kapitalverbrechen kann man in die- 
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sem Land nichts verändern. Pure kri- 
minelle Gewalt, ohne mich! 


In der HNG - Liste stehen höchstens 
(!!!) 10% nationale politische Gefange- 
ne! Auf Anhieb fallen mir die Kamera- 
den Deckert, Walendy, Kögel, Kemper 
und Priebke ein. Es mag noch ein paar 
mehr geben, aber ich kann nicht alle 
kennen. Wer kriminell ist, der hat in un- 
serer Bewegung nichts zu suchen! Wer 
meint, daß er für Recht und Ordnung 
(Law and Order) kämpft, der sollte sich 
auch an bestehende Gesetze halten. 


j 
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Ich weiß, daß ich mir durch diese Zei- 
len viele Feinde mache, aber Recht 
muß Recht und Wahrheit muß Wahr- 
heit bleiben. Kay Diesner ist kein natio- 
naler / politischer Gefangener. Wer an- 
derer Meinung ist, kann mich jederzeit 
anschreiben oder anrufen. 


Keine Gesetzlosigkeit! Nur ein auf- 
rechter Kampf ohne Gewalt zählt! 


Peter K. Maaßen (Stadtrat a.D.) Post- 
fach 41 02 34 in 44272 Dortmund Te- 
lefon 0170-686 0119 O 


DEUTSCHE MONATSHEFTE 


Konzert in Hamm / Westfalen 


Von Kevin 


Am 25 März 2000 fand in Hamm / 
Westfalen ein Konzert mit Oidoxie, 
Weisse Wölfe und Boots of Hate statt. 
Gegen Abend versammelten sich ca. 
300 Kameradinnen und Kameraden 
um dem Konzert beizuwohnen. Als das 
Konzert begann, waren erst einmal ein 
paar Runden Pogo angesagt. Die 
Stimmung war sehr gut. 

Zuerst spielten Boots of Hate und dann 
die Weissen Wölfe. Zum Schluß, als 
die Stimmung am besten war, spielte 
Oidoxie. Sie spielten hauptsächlich 


Lieder ihrer neuen CD. Gegen 3:00 Uhr 
früh endete das Konzert. 

Erstaunlich, daß es zu keinen Störun- 
gen von außen kam, zumal das Kon- 
zert in einem Kleingartengelände statt 
fand, welches sich auch noch in einem 
„lürkenviertel“ befand. Den ganzen 
Abend über war komischerweise nicht 
ein Türke zu sehen. Woran das wohl 
lag? Auch der Staatsschutz hatte kei- 
nen Grund gehabt, einzugreifen. Da 
soll doch noch einmal einer sagen, 
Skins können sich nicht benehmen. U 
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Demonstration in Berlin für Solidarität mit Österreich 


Von Gunnar Lehmann 


Am 12. März 2000 fand in Berlin eine 
Demonstration unter dem Motto „Natio- 
nale Solidarität mit Österreich“ statt. Am 
Vorabtreffpunkt, dem S — Bahnhof Pan- 
kow — Heinersdorf, mußten sich die De- 
monstrationsteilnehmer den allgemein 
bekannten Maßnahmen der polizeilichen 
Einsatzkräfte unterziehen. Dort wurde 
uns mitgeteilt, daß das Mitführen von 
Fahnen während der Demonstration 
nicht erlaubt sei. Wahrscheinlich hatte 
der Demonstrationsaufzug vom 29. Ja- 
nuar 2000, bei dem ca. 800 Nationali- 
sten mit wehenden durch das Branden- 
burger Tor marschierten, noch in den 
staatlichen Betonköpfen gesteckt, denn 
dieser Aufzug sorgte für großes Aufse- 
hen durch die Systempresse. 

Tagelang hatten die Berliner Parteien, 
Gewerkschaften und sonstige Vereine in 
der Systempresse darauf hingewiesen, 
daß das Demonstrationsrecht für rechte 
Gruppierungen eingeschränkt werden 
muß, damit sich so etwas wie am 29. 
Januar 2000 nicht wiederholt. Da frage 
ich mich, warum eigentlich nicht, denn 
wir sollen doch ein freier unabhängiger 
Rechtsstaat sein. Warum sollen wir nun 
keine Fahnen mitführen dürfen? Liegt es 
vielleicht daran, daß die Herren aus 
Nahost und der Völkermordzentrale USA 
noch immer das Sagen in Deutschland 
haben? 

Wir müssen uns als „unabhängiger 
Rechtsstaat“ sagen lassen, was wir zu 
tun und zu lassen haben. Wird dieses 
nicht eingehalten, verhängt man gegen 
uns genauso Sanktionen, wie man es 
mit Österreich macht. Ich frage mich, wo 
ist denn das Deutsche Volk, daß sich 
gegen solche Schweinereien zur Wehr 


setzt? Sind wir wirklich nur ein Häufchen 
von etwa 2000 Leuten, die sich noch 
trauen auf die Straße zu gehen, um zu 
zeigen, daß die Deutschen zu Österreich 
stehen? Ich hoffe, daß das deutsche 
Volk bald aus seinem Dornröschenschlaf 
erwacht und offen zeigt, daß wir uns das 
nicht mehr länger bieten lassen. 

Vom Vorabtreffpunkt ging es dann weiter 
Richtung „Bauplatz Holocaust — Mahn- 
mal“. Unterwegs wurden wir natürlich 
wieder von den Chaoten aus Kreuzberg 
usw. aufgehalten. Wie immer flogen Fla- 
schen, Steine, Eier und sogar ein 
„Mountain Bike“. Einige Chaoten wurden 
festgenommen oder mit einer frischen 
Dusche aus dem Wasserwerfer abge- 
drängt. Am „Mahnmal“ wurde eine Zwi- 
schenkundgebung abgehalten. Von dort 
ging es weiter zur Straße des 17. Juni. 
Durch das Brandenburger Tor durften 
wir diesmal leider nicht marschieren, 
denn auf der anderen Seite führte der 
DGB am Pariser Platz eine Gegende- 
monstration durch. 

Auf der Straße des 17. Juni direkt vor 
dem Brandenburger Tor fand dann 
„selbstverständlich“ mit fliegenden Stei- 
nen, Flaschen und Eiern die Abschluß- 
kundgebung statt. Die sog. Antifaschi- 
sten zeigten mal wieder, wie tolerant sie 
gegenüber Andersdenkenden sind. 

Ich jedenfalls wünsche mir für die näch- 
ste Großkundgebung, daß dann mehr 
Teilnehmer dabei sind. Wir könnten 
schließlich ohne weiteres 5000 — 6000 
Kameradinnen und Kameraden auf die 
Straße bekommen, wenn nur endlich 
alle an einem Strang für Deutschland 
ziehen würden. U 
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Widerstand kostet Geld! 


Liebe Kameradinnen, Kameraden, Freunde, Sympa- 
thisanten und Mitstreiter, damit wir auch in Zukunft 
kostendeckend den nationalpolitischen Widerstand 
gegen die Systempresse und den Gesinnungsterror 
aufrecht erhalten können, sind wir über jede Spende, 
auch wenn sie noch so klein ist, dankbar. Auch 
Sachspenden wie ausgediente Computer, Drucker, 
Kopierer usw. werden gerne angenommen. 


Spenden können auf nachfolgendes Konto überwie- 
sen werden: 


Bündnis Rechts (BR) 
Sparkasse zu Lübeck 
Bankleitzahl: 230 501 01 Kontonummer: 6 — 606529 


Wer den “Lübschen Aufklärer“ bestellen möchte, 
richtet bittexget&A a an, nis Rechts, Post- 
8. Lübeck. oder, telefonisch unter 
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